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Vierte Änderung der Verwaltungsordnung 
der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Vom 25. Januar 1990 

Auf Grund von Artikel 219 Abs. 3 der Kirchenordnung der 
Evangelischen Kirche im Rheinland beschließt die Kirchenlei­
tung: 

Artikel 1 

Die Verwaltungsordnung der Evangelischen Kirche im Rhein­
land vom 8. April 1960 (KABI. S. 103, 170), zuletzt geändert 
durch Beschluß vom 27. Oktober 1983 (KABI. S. 269), wird wie 
folgt geändert: 

Literaturhinweise . . . . . . . . 

Berichtigung zum KABI. 1/1990 

Angebot 

Beilage: 
Sach- und Namensverzeichnis 

49 

50 

50 

1. § 27 Abs. 2 wird durch folgende Absätze 2 und 3 ersetzt: 
,,(2) Zur Erleichterung und Sicherung der Wirtschaftsfüh­
rung und zur Erhaltung des notwendigen Personalbestan­
des sind folgende Rücklagen zu bilden: 
a) Betriebsmittelrücklage, 
b) AusgleichsfÜcklage, 
c) Personalsicherungsrücklage. 
(3) Daneben sollen folgende Rücklagen gebildet werden: 
a) Bauunterhaltungsrücklage, 
b) Schuldentilgungsrücklage, 
c) sonstige Rücklagen für besondere Zwecke." 

2. Die bisherigen Absätze 3 bis 5 in § 27 werden Absätze 4 
bis 6. 



22 Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 2 vom 27. Februar 1990 

Artikel 2 

Dieser Beschluß tritt am Tage nach seiner Bekanntmachung im 
Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 

Prüfungsordnung 
für die besondere Prüfung 

für Gemeindemissionare zur Zuerkennung 
der Anstellungsfähigkeit als Pfarrer 

in der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Az.13-1-4-5 Düsseldorf, 29. Januar 1990 

Die Leitung der Evangelischen Kirche im Rheinland hat am 
7. Dezember 1989 eine Prüfungsordnung für die besondere 
Prüfung für Gemeindemissionare zur Zuerkennung der Anstel­
lungsfähigkeit als Pfarrer in der Evangelischen Kirche im 
Rheinland verabschiedet Diese· Prüfungsordnung wird nach­
stehend bekanntgegeben. 

Die Vorbereitungen für die Durchführung der Prüfung bean­
sprucht noch einige Zeit. Die Termine für die Meldung zur be­
sonderen Prüfung und für die besondere Prüfung selbst - § 6 
der Prüfungsordnung - werden in einer der nächsten Ausga­
ben des Kirchlichen Amtsblattes bekanntgegeben. Wir bitten 
die Gemeindemissionare, bis zu dieser Veröffentlichung von 
Anfragen an das Landeskirchenamt abzusehen. 

Das Landeskirchenamt 

Prüfungsordnung 
für die besondere Prüfung für Gemeindemissionare 

zur Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 
als Pfarrer in der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Vom 7. Dezember 1989 

Auf Grund von § 4 Abs. 4 des Kirchengesetzes über die dienst­
rechtlichen Verhältnisse der Pfarrer in der Evangelischen Kir­
che der Union (Pfarrerdienstgesetz) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 16. März 1981 (ABI. EKD S. 176), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 6. Dezember 1988 (ABI. EKD 
1989 S. 110), in Verbindung mit § 2 c des Kirchengesetzes be­
treffend das Dienstrecht der Pfarrer in der Evangelischen Kir­
che im Rheinland vom 18. Januar 1963 (KABI. S. 24), zuletzt 
geändert durch Kirchengesetz vom 13. Januar 1989 (KABI. 
S. 43), hat die Kirchenleitung folgende Prüfungsordnung erlas-
sen: 

§1 
Zweck und allgemeiner Inhalt der Prüfung 

In der besonderen Prüfung führt der Gemeindemissionar den 
Nachweis, daß er sich die für den Dienst als Pfarrer in der 
Evangelischen Kirche im Rheinland erforderlichen Fähigkeiten 
angeeignet hat. 

§2 
Zulassungsvoraussetzungen 

Zur besonderen Prüfung wird zugelassen, wer zum Prüfungs­
termin in der Evangelischen Kirche im Rheinland als Gemein­
demissionar tätig ist, seit mindestens zehn Jahren ordiniert ist 
und eine mindestens zehnjährige Berufstätigkeit als Gemein­
demissionar nachweisen kann. 

§3 
Prütungsfächer 

Prüfungsfächer für die besondere Prüfung sind: 
1. Biblische Theologie, 
2. Systematische Theologie unter den Bedingungen kirchli-

chen Handeins, 
3. Predigt/Gottesdienst/Kasualien, 
4. Seelsorge/Beratung/Gespräch, 
5. Kirchliche Bildungs- und Erziehungsarbeit (insbesondere 

Katechetik), 
6. Kirchengeschichte, 
7. ökumene/Mission und Diakonie, 
8. Kirchenrecht und Kirchenverwaltung. 

§4 
Prüfungsleistungen 

(1) Die Prüfungsleistungen bestehen aus fünf mündlichen, 
überwiegend praxisbezogenen Prüfungen in den in § 3 ge­
nannten Prüfungsfächern. 

(2) Die Prüfungsfächer in § 3 Nr. 1 und 2 sind Pflichtfächer. Ein 
weiteres Pflichtfach wählt der Prüfling aus denPrüfungsfä­
chern in § 3 Nr. 3 und 5. Aus den verbleibenden Prüfungsfä­
chern in § 3 Nr. 3 bis 8 wählt der Prüfling zwei weitere Prüfungs­
fächer aus. Die gewählten Prüfungsfächer hat der Prüfling bei 
der Meldung zur Prüfung zu benennen. 

(3) a) Zu dem Prüfungsfach "Biblische Theologie" gibt der 
Prüfling ein dem Alten und Neuen Testament gemein­
sames Thema an, von dem das Prüfungsgespräch aus­
geht. Der biblische Urtext kann auf Wunsch des Prüf­
lings in das Prüfungsgespräch einbezogen werden. 

b) Im Prüfungsfach "Systematische Theologie unter den 
Bedingungen kirchlichen Handeins" kann der Prüfling 
aus dem Bereich der dogmatischen bzw. sozialethi­
schen Diskussion der Gegenwart ein Thema eigener 
Wahl angeben, das in der Prüfung zusätzlich zu dem 
vom Prüfer in das Prüfungsgespräch eingeführte The­
ma berücksichtigt werden muß. 

c) Im Prüfungsfach "Seelsorge/Beratung/Gespräch" soll 
das Prüfungsgespräch von einem konkreten Beispiel 
ausgehen. Dem Prüfling soll Gelegenheit gegeben wer­
den, Bezüge zur eigenen Praxis herzustellen. 

d) Zu dem Prüfungsfach "Kirchengeschichte" kann der 
Prüfling einen Themenbereich angeben, von dem das 
Prüfungsgespräch ausgeht. 

e} Im Prüfungsfach "Kirchenrecht und Kirchenverwal­
tung" geht das Prüfungsgespräch von einer konkreten 
Situation der Gemeindeleitung oder kirchlichen Organi­
sation aus. 

(4) Die in Absatz 3 Buchstaben a, b oder c vorgesehenen Wahl­
themen hat der Prüfling mit der Meldung zur Prüfung einzurei­
chen. Die Wahlthemen müssen inhaltlich voneinander unter­
schieden sein. Wenn das Theologische Prüfungsamt nicht in­
nerhalb von einem Monat widerspricht, gelten die Wahlthemen 
als angenommen. 

(5) Die mündliche Prüfung im Prüfungsfach "Biblische Theolo­
gie" dauert 30 Minuten. Die Prüfungen in den Fächern "Kir­
chengeschichte" und "Kirchenrecht und Kirchenverwaltung" 
dauern je 15 Minuten, die übrigen Prüfungen je 20 Minuten. 

(6) Der Prüfungsstoff wird in sinngemäßer Anwendung des 
"Stoffplans für die Zweite Theologische Prüfung in der Evan­
gelischen Kirche im Rheinland vom 24. Mai 19846 ausgewählt. 
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§5 
Prüfungskommission 

(1) Die Prüfungen werden von Prüfungskommissionen durch­
geführt, die nach Bedarf aus den Mitgliedern des Theologi­
schen Prüfungsamtes gebildet werden. Die Prüfungskommis­
sionen bestehen aus mindestens zehn Mitgliedern. Die Mitglie­
der werden von dem Vorsitzenden des Prüfungsamtes be­
stimmt. 

(2) Den Vorsitz in den Prüfungskommissionen führt der Präses 
oder ein von ihm beauftragtes Mitglied der Prüfungskommis­
sion. 

§6 
Termine 

Der Termin der besonderen Prüfung wird vom Vorsitzenden 
des Theologischen Prüfungsamtes festgesetzt. Er wird mit 
dem Meldetermin im Kirchlichen Amtsblatt bekanntgegeben. 
Der Termin der Bekanntgabe im Kirchlichen Amtsblatt muß 
mindestens sechs Monate, der Meldetermin mindestens drei 
Monate vor dem Prüfungstermin liegen. 

§7 
Meldung 

Die Meldung zur besonderen Prüfung ist termingemäß an das 
Landeskirchenamt zu richten. Sie ist über den Superintenden­
ten zu leiten. Mit der Meldung sind folgende Unterlagen einzu­
reichen: 
a) Lebenslauf, 
b) Lichtbild, 
c) in beglaubigter Abschrift oder Fotokopie: 

Geburtsurkunde, 
Taufschein, 
Bescheinigung der Konfirmation, 

d) Schulabschlußzeugnisse, 
e) Zeugnisse über Ausbildungen und Prüfungen insbesonde­

re über die Ausbildung und Prüfung als Gemeindemissio­
nar; gegebenenfalls Bescheinigung über die Befähigung 
für den Dienst des Gemeindemissionars, 

f) beglaubigte Abschrift oder FotOkopie der Ordinationsur­
kunde, 

g} Nachweise über die Beschäftigung als Gemeindemissionar 
(beglaubigte Abschriften oder Fotokopien von Berufungs­
urkunden mit der Bestätigung der Kirchenleitung oder Ar­
beitsverträgen mit der Genehmigung der Kirchenleitung), -

h) Angabe der gewählten Prüfungsfächer nach § 4 Abs. 2 die­
ser Prüfungsordnung 

i) Wahlthemen nach § 4 Abs. 3 Buchstaben a, bund d und 
Abs. 4 dieser Prüfungsordnung auf Vordrucken des Lan­
deskirchenamtes. 

§8 
Durchführung der Prüfung 

(1) Für die Durchführung der mündlichen Prüfungen in den ein­
zelnen Prüfungsfächern werden vom Vorsitzenden des Prü­
fungsamtes aus den Mitgliedern der jeweiligen Prüfungskom­
mission Prüfungsausschüsse gebildet. Diese sollen aus min­
destens drei Mitgliedem (Prüfer, Schriftführer, Vorsitzender) 
bestehen. 

(2) Die Prüfungsleistungen werden im Rahmen von Einzelprü­
fungen erbracht. 

(3) Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Mit Einverständnis des 
Prüflings kann je ein Vertreter berufsständiger Zusammen­
schlüsse der Gemeindemissionare an den Einzelprüfungen 
teilnehmen. 

(4) Ober das Ergebnis der Einzelprüfung entscheidet in nicht 
öffentlicher Beratung der Prüfungsausschuß. 

(5) Auf Grund der Ergebnisse aller Prütungsleistungen stellt 
die Prüfungskommission in nicht öffentlicher Sitzung das Ge­
samtergebnis fest. 

§9 
Feststellung des Prüfungsergebnisses 

(1) Die Ergebnisse aller mündlichen Prüfungen werden bei der 
Feststellung des Gesamtergebnisses einfach bewertet. 

(2) Genügen die Einzelleistungen des Prüflings insgesamt den 
Anforderungen, so ist die Prüfung für bestanden zu erklären, 
und zwar mit dem Gesamtprädikat "ausreichend" bei einem 
Notendurchschnitt von 3,25 - 4,0. 
mit dem Gesamtprädikat "befriedigend" bei einem Noten­
durchschnitt von 2,5 - 3,24, 
mit dem Gesamtprädikat "gut" bei einem Notendurchschnitt 
von 1,75 - 2,49, 
mit dem Gesamtprädikat "sehr gut" bei einem Notendurch­
schnitt von 1,0 -1,74. 

(3) Die Prüfung ist nicht bestanden, 
a) wenn der Gesamtdurchschnitt der Prüfungsleistungen nicht 

mindestens die Note "ausreichend" (4,0) ergibt, 
b) wenn in mehr als zwei Einzelleistungen die Note "mangel­

haft" oder "ungenügend" gegeben wurde, 
c) wenn in mehr als einer Einzelleistung die Note "ungenü-

gend" gegeben wurde. 

(4) Eine Nachprüfung muß der Prüfling ablegen, wenn bei ei­
nem Notendurchschnitt von mindestens 4,0 entweder zwei 
Prüfungsleistungen mit "mangelhaft" oder je eine Prüfungslei­
stung mit "mangelhaft" und "ungenügend" bewertet wurde. Als 
Nachprüfung sind die Prüfungen in den Prüfungsfächem zu 
wiederholen, in denen die Noten "mangelhaft" oder "ungenü­
gend" gegeben wurden. 
Der Zeitraum für die Ablegung der Nachprüfung ist auf ein hal­
bes Jahr begrenzt. Den Termin der Nachprüfung setzt die Prü­
fungskommission fest. Wenn die Leistungen in der Nachprü­
fung nicht wenigstens jeweils mit "ausreichend" bewertet wer­
den, ist die Prüfung nicht bestanden. Bei einer Nachprüfung 
kann kein besseres Gesamtergebnis als "ausreichend" zuer­
kannt werden. 

(5) Wird die besondere Prüfung nicht bestanden, so kann sie 
einmal wiederholt werden. Die Wiederholungsprüfung soll 
nicht später als zwei Jahre nach der vorangegangenen Prü­
fung stattfinden. In der Wiederholungsprüfung sind alle 
Prüfungsleistungen erneut zu erbringen. 

§10 
Schlußbestimmungen 

Sofern in dieser Prüfungsordnung keine anderen Regelungen 
getroffen worden sind, gelten die Bestimmungen der Prüfungs­
ordnung für die Erste und Zweite Theologische Prüfung in der 
Evangelischen Kirche im Rheinland vom 24. Mai 1984 (KABt 
S. 113) in sinngemäßer Anwendung. 

§ 11 
Inkrafttreten 

Diese Prüfungsordnung tritt am 1 . Januar 1990 in Kraft. 

Düsseldorf, den 7. Dezember 1989 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Die Kirchenleitung 
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Kirchensteuerbeschlüsse 
hier: Generelle staatliche Anerkennung 

der Beschlüsse für das Haushaltsjahr 1990 

Nr. 2589311 Az. 14-8-1-1 [)üsseldorf, 22. Januar 1990 

Nachstehend geben wir die staatliche Anerkennung der Kir­
chensteuerbeschlüsse für das Haushaltsjahr 1990 bekannt: 

1. Nordrhein-Westfalen Düsseldorf, 27. November 1989 
Der Kultusminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
IU B 2 - 04-20 - 2110/89 

Im Einvernehmen mit dem Finanzminister des Landes 
Nordrhein-Westfalen erkenne ich gemäß § 16 Abs. 1, § 17 
Abs. 2 Satz 2 KiStG in Verbindung mit § 10 Abs. 1 der 
1. KiStGDVO tür die Erhebung der Kirchensteuern durch 
die Kirchengemeinden im Steuerjahr 1990 folgende Steuer­
sätze generell an: 

für die Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer 
und Lohnsteuer in Höhe von 9 v. H., 
für die Kirchensteuer als Zuschlag zu den Grundsteuer­
meßbeträgen 20 v. H. zu den Grundsteuermeßbeträ­
genA, 
tür das Kirchgeld bis zu 24,- DM als festes Kirchgeld und 
bis zu 60,- DM als gestaffeltes Kirchgeld. 

Soweit die Kirchensteuerbeschlüsse der Kirchengemein­
den sich im Rahmen dieser Steuersätze halten, gelten sie 
gemäß § 17 Abs. 2 KiStG als anerkannt. 

2. Rheinland-Pfalz 

Kultusministerium 
Rheinland-Pfalz 
966 - 54 202/51 

Mainz, 30. Oktober 1989 

Im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen erken­
nen wir für das Kalenderjahr 1990 gemäß § 3 Abs. 1 KiStG 
die Kirchensteuerbeschlüsse der einzelnen Kirchenge­
meinden der Evangelischen Kirche im Rheinland (rhein­
land-pfälzischer Teil) an, sofern folgende Hebesätze nicht 
überschritten werden: 
1. Kirchensteuer vom Einkommen als Zuschlag zur Ein­

kommensteuer und Lohnsteuer mit einem Hebesatz von 
9%, 

2. Kirchensteuer vom Grundbesitz mit einem Hebesatz von 
25 % der Grundsteuermeßbeträge, 

3. ein Kirchgeld von 3,- DM bis 60,- DM oder ein festes 
Kirchgeld bis zu 24,- DM jährlich. 

Sofern Kirchengemeinden höhere Kirchensteuern nach Zif­
fer 2 bzw. 3 erheben wollen, bedarf es hierzu einer Einzel­
anerkennung durch die zuständige Bezirksregierung (§ 3 
Abs. 1 KiStG). Die Kirchensteuerbeschlüsse sind mit Be­
gründung in genügender Anzahl einzureichen. 
Vorstehende Allgemeine Anerkennung wird im Staatsan­
zeigerfür Rheinland-Pfalz veröffentlicht (Nr. 42 vom 13. No­
vember 1989, S. 1048). 

3. Hessen 

Auf Grund des Art. 17 des Staatsvertrages vom 18. Februar 
1960 und des Schlußprotokolis zu Art. 17 in Verbindung mit 
dem Genehmigungsbeschluß des Hessischen Ministers für 
Erziehung und Volksbildung vom 10. April 1958 - Vl/5 -
873/6 - 58 - und des Erlasses des Hessischen Ministers für 
Erziehung und Volksbildung vom 29. April 1958 - V1/5-8731 
610 - 58 - gelten für das Haushaltsjahr 1990 folgende Steu­
ersätze als generell genehmigt: 

Kirchensteuer vom Einkommen: 
9 v. H. als Zuschlag zur Einkommen-(Lohn-)steuer. 
Kirchensteuer vom Grundbesitz: 
Der Zuschlag darf insgesamt 20 v. H. der Meßbeträge oder 
den im Vorjahr erhobenen Hundertsatz nicht übersteigen. 

Kirchgeld: 
Als festes Kirchgeld bis zu 12,- DM und als gestaffeltes 
Kirchgeld von 6,- DM bis 30,- DM. 
Steuerbeschlüsse, die über die genannten Sätze hinausge­
hen, bedürfen der Genehmigung im Einzelfall. Die Geneh­
migung ist unter Vorlage des Haushaltsplanes nach Zustim­
mung der kirchlichen Aufsichtsbehörde beim zuständigen 
Regierungspräsidenten zu beantragen. 

4. Saarland Saarbrücken, 3. Oktober 1989 

Der Minister 
für Kultus, Bildung und Wissenschaft 
A - 3.0110. 22 

Auf Antrag der Evangelischen Kirche im Rheinland vom 
27. September 1989 werden gemäß § 17 Abs. 2 Saarländi­
sches Kirchensteuergesetz vom 1. Juni 1977 (Amtsblatt 
S. 599) für die Erhebung der Kirchensteuern durch die Kir­
chengemeinden im saarländischen Bereich der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland für das Steuerjahr 1990 folgen­
de Ortskirchensteuersätze generell anerkannt: 
1. bei der Kirchensteuer vom Einkommen ein Zuschlag in 

Höhe von 9 v. H. der Einkommensteuer und LOhnsteuer, 
2. bei der Kirchensteuer vom Grundbesitz ein Satz von 

25 v. H. der Grundsteuermeßbeträge des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens (Grundsteuer A), 

3. beim festen Kirchgeld bis zu 24,- DM jährlich oder beim 
gestaffelten Kirchgeld 3,- DM bis 60,- DM jährlich. 

Das Landeskirchenamt 

Änderung des Dienstrechts 
der kirchlichen Mitarbeiter 

Nr. 1144 Az. 13-2-2-1 Düsseldorf, 2. Februar 1990 

Die Rheinisch-Westfälisch-Lippische Arbeitsrechtliche Kom­
mission hat auf Grund von § 2 Absatz 2 des Arbeitsrechtsrege­
lungsgesetzes (ARRG) nachstehende Arbeitsrechtsregelun­
gen getroffen, die hiermit gemäß § 12 Absatz 1 ARRG bekannt­
gemacht werden. Die Regelungen sind gemäß § 3 Absatz 1 
ARRG verbindlich. 

Das Landeskirchenamt 

Anlage 1 

Änderung der Allgemeinen Vergütungsordnung 
zum BAT-KF 

Vom 26. Oktober 1989 

§1 
Änderung der Allgemeinen Vergütungsordnung 

Die Allgemeine Vergütungsordnung zum BAT-KF (AVergO.­
BAT-KF) wird wie folgt geändert: 

1. Gliederung 
Die Berufsgruppe 2.40 erhält die Bezeichnung: 
"Mitarbeiter in Heimen der Altenhilfe (ausgenommen Pfle­
gedienst)" . 
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2. Berufsgruppe 1.4 - Mitarbeiterinnen in Gemeindepfle­
ge-Diakoniestationen -
In den Fallgruppen 3 und 5 werden die Anmerkungsziffern 
" 1 , 2" eingefügt. 

3. Berufsgruppe 2.10 - Mitarbeiterinnen in Tageseinrich­
tungen für Kinder-
a) Inden Fallgruppen 10 b, 12 a, 12 b, 14 a, 14c, 14 d, 16a 

und 16 b wird die Anmerkungsziffer ,,6" angefügt. 
b) Folgende Anmerkung 6 wird angefügt: 

..e Die Mitarbeiterin ist auch dann nach diesem Tätig­
keitsmerkmal eingruppiert, weRn in einer bestehen­
den Tageseinrichtung für Kinder die Zahl der durch­
schnittlich belegten Plätze infolge einer Anordnung 
des Landes oder einer Vereinbarung mit ihm die Zahl 
nach diesem Tätigkeitsmerkmal nicht erreicht, die 
Zahl der Gruppen und der der Leiterin ständig unter­
stellten Mitarbeiterinnen . im Erziehungsdienst durch 
diese Maßnahme jedoch nicht verringert wird. Dies 
gilt für neu einzurichtende Tageseinrichtungen für 
Kinder entsprechend.« 

4. Berufsgruppe 2.33 - Mitarbeiterinnen In der Alten- und 
Familienpflege und andere Mitarbeiterinnen im Erzie­
hungs- oder Sozialdienst -
a) In den Fallgruppen 7 und 9 wird die Anmerkungsziffer 

,,2" durch die Anmerkungsziffer ,,1" ersetzt. 
b) Die Anmerkung 1 wird gestrichen. 
c) Die bisherige Anmerkung 2 wird die Anmerkung 1. 

5. Berufsgruppe 2.40 - Leiter von Heimen der Altenhilfe-
a) Die Berufsgruppe erhält die Bezeichnung "Mitarbeiter in 

Heimen der Altenhilfe (ausgenommen Pflegedienst)" 
b) Die bisherigen Fallgruppen 1 bis 16 werden die Fallgrup­

pen 3 bis 18. 

cl Folgende neue Fallgruppen 1 und 2 werden vorange­
stellt: 
,,1. Erzieher in Heimen der Altenhilfe 1 , 2, 3 Vlb 
2. Mitarbeiter der Fallgruppe 1 nach drei­

jähriger Eingruppierung und Bewährung 
in der Verg.Gr. Vlb Vc· 

d) Die bisherigen Anmerkungen 1, 2 und 3 werden die An­
merkungen 2, 3 und 4. 

e) Folgende neue Anmerkung 1 wird eingefügt: 
,,1 Mitarbeiter mit Tätigkeiten der Nummern 1.6 und 

3 bis 6 sind nach diesen Berufsgruppen eingruppiert. 
Soweit Erzieher in Heimen der Altenhilfe überwie­
gend Aufgaben im Pflegedienst wahrnehmen, sind 
sie nach den Tätigkeitsmerkmalen der Pflegeperso­
nal-Vergütungsordnung für Altenpflege mit minde­
stens dreijähriger Ausbildung eingruppiert." 

f) Ersetzt werden 
aal in den bisherigen Fallgruppen die Anmerkungszif­

fern ,,1 , 2, 3" durch die Anmerkungsziffern ,,2, 3, 4", 
bb) in der bisherigen Fallgruppe 2 (neu 4) die Zahl ,,1" 

durch die Zahl ,,3", 
ce) in der bisherigen Fallgruppe 5 (neu 7) die Angabe 

,,3 und 4" durch die Angabe ,,5 und 6", 
dd) in der bisherigen Fallgruppe 8 (neu 10) die Angabe 

,,1~ und 11" durchdie Angabe" 12 un~ 13:, .. 
ee) in der bisherigen Fallgruppe 9 (neu 11) die Angabe 

,,6 und 7" durch die Angabe ,,8 und 9", 
ff) in der bisherigen Fallgruppe 12 (neu 14) die Angabe 

,,13 und 14" durch die Angabe" 15 und 16", 

gg) in der bisherigen Anmerkung 3 (neu 4) in Satz 1 die 
Zahl" 1« durch die Zahl ,,3" und in Satz 2 die Angabe 
,,3 bis 16" durch die Angabe ,,5 bis 18". 

Es treten in Kraft 

§2 
Inkrafttreten 

a) § 1 Nr.1, 2, 4 und 5 am 1. August 1989, 
b) § 1 Nr. 3 am 1. Januar 1990. 

Iserlohn, den 26. Oktober 1989 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Hildebrandt 

Anlage 2 

Änderung des Dienstrechts der Praktikanten 
für Berufe des Sozial- und des Erziehungsdienstes 

Vom 26. Oktober 1989 

§1 
Änderung des Tarifvertrages über die Regelung 

der Arbeitsbedingungen der Praktikanten 
für Berufe des Sozial- und des Erziehungsdienstes 

Der Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingungen 
der Praktikanten (Praktikantinnen) für Berufe des Sozial- und 
des Erziehungsdienstes (KF) vom 17. Dezember 1970 wird wie 
folgt geändert: 
In § 5 Satz 1 werden die Worte "für die Zulage nach der Anmer­
kung 3 der Berufsgruppe 2.40 der Allgemeinen Vergütungs­
ordnung zum BAT-KF" durch die Worte "für die Wechsel­
schicht- und Schichtzulage, für die Zulage nach der jeweiligen 
Anmerkung 1 Abs. 1 Buchst. c der Abschnitte A und B der Pfle­
gepersonal-Vergütungsordnung zum BAT-KF" ersetzt. 

§2 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. August 1989 in Kraft. 

Iserlohn, den 26. Oktober 1989 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Hildebrandt 

Änderung der Bezüge der Kirchenbeamten 

Nr. 3068 ÄZ. 14-15-1 Düsseldorf, 2. Februar 1990 

Das Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versor­
gungsbezügen in Bund und Ländern 1988 vom 20. Dezember 
1988 (BGB!. I S. 2113) sieht tür die Zeit ab 1. Januar 1990 eine 
Besoldungserhöhung von 1,7 v. H. vor. Die Grundgehaltssät­
ze, die Beträge des Ortszuschlages und die der Zulagen sind 
nachstehend abgedruckt. 

Das Landeskirchenamt 
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Anlage 1 

1. Bundesbesoldungsordnung A· 
Grundgehaltssätze 

(Monatsbeträge in DM) 

Besol­
dungs­
gruppe 

A 1 
A 2 
A 3 
A 4 
A 5 
A 6 
A 7 
A 8 

A 9 
A10 
All 
A12 

A13 
A14 
A15 
A16 

Ortszu­
schlag 
Tarif­
klasse 

11 

Je 

Ib 

Dienstaltersstufe 

2 3 4 5 6 7 8 9 10 

1143,63 1181,44 1219,25 1257,06 1294,87 1332,68 1370,49 1406,30 1446,11 
1211,37 1249,18 1286,99 1324,80 1362,61 1400,42 1438,23 1476,04 1513,85 1551,66 
1297,78 1337,72 1377,66 1417,60 1457,54 1497,48 1537,42 1577,36 1617,30 1657,24 
1348,84 1393,00 1439,28 1485,50 1531,72 1577,94 1624,16 1670,38 1716,60 1762,62 
1394,10 1446,80 1499,50 1552,20 1604,90 1657,60 1710,30 1763,00 1815,70 1868,40 

11 

1476,16 1530,79 1585,42 1640,05 1694,68 1749,31 1803,94 1858,57 1913,20 1967,83 2023,78 

12 13 

1595,06 1849,69 1704,32 1758,95 1813,58 1868,21 1922,84 1977,47 2033,96 2091,31 2148,66 2208,15 2271,84 
1670,38 1737,72 1805,06 1872,40 1939,74 2007,68 2078,40 2149,122223,49 2302,00 2380,51 2459,02 2537,53 

1868,34 1935,82 2006,22 2061,19 2155,51 2236,50 2317,49 2398,48 2479,47 2560,46 2641,45 2722,44 2803,43 
2043,63 2144,26 2244,89 2345,52 2446,15 2546,78 2647,41 2748,04 2848,67 2949,30 3049,93 3150,58 3251,19 

14 

2381,03 2484,13 2587,23 2690,33 2793,43 2896,53 2999,63 3102,73 3205,83 3308,93 3412,03 3515,13 3818,23 3721,33 
2593,37 2716,30 2839,23 2962,16 3085,09 3209,02 3330,95 3453,68 3576,81 3899,74 3822,67 3945,60 4066,53 4191,46 

2938,21 3070,95 3203,69 3338,43 3469,17 3601,91 3734,65 3867,39 4000,13 4132,87 4265,61 4398,35 4531,09 4863,83 
3024,42 3196,54 3368,66 3540,78 3712,90 3885,02 4057,14 4229,26 4401,38 4573,50 4745,62 4917,74 5069,86 5261,98 

15 

3410,09 3599,32 3788,55 3977,78 4167,01 4356,24 4545,47 4734,70 4923,93 5113,16 5302,39 5491,62 5880,85 5870,08 6059,31 
3790,11 4008,97 4227,63 4446,69 4665,55 4884,41 5103,27 5322,13 5540,99 5759,85 5978,71 6197,57 6416,43 6635,29 6854,15 

2. Bundesbesoldun~ordnung B 
(Monatsbeträge in DM) 

BesoldUngs-I 
gruppe . 

Ortszuschlag 
T arifklasse 

B 1 
B 2 

B 3 
B 4 
B 5 
B 6 
B 7 
B 8 
B 9 
B10 
Bl1 

Ib 

la 

6059,31 
7186,40 

7518,61 
6018,34 
8591,67 
9133,10 
9659,74 

10208,68 
10890,26 
13008,76 
14200,41 

Anlage 2 

3. Bundesbesoldungsordnung C 
Grundgehaltssätze 

(Monatsbeträge in DM) 

Besol-
dungs-
gruppe 

C1 
C2 
C3 

C4 

Tarif-
klasse 

la 

Ib 

lc 

11 

Ortszu-
schlag 
Tarif-
klasse 

Dienstaltersstufe 
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 

2938,21 3070,95 3203,69 3338,43 3469,17 3601,91 3734,65 3867,39 4000,13 4132,87 4265.61 4398,35 4531,09 4863,83 
Ib 2946,42 3157,95 3369,48 3581,01 3792,54 4004,07 4215,60 4427,13 4638,66 4850,19 5061,72 5273,25 5484,78 5696,31 5907,84 

3329,81 3569,31 3808,81 4046,31 4287,81 4527,31 4766,81 5006,31 5245,81 5485,31 5724,81 5964,31 6203.81 6443,31 8682,81 

la 4312,41 4553.16 4793,91 5034,66 5275,41 5516,16 5758,91 5997,66 6238,41 6479,16 6719,91 6960,66 7201,41 7442,16 7682,91 

Zu der Tarifklasse Stufe 1 
gehörende Besoldungsgruppen 

B3bisB 11 
C4 926,36 

R3bisR10 

Bi undB2 
A 13bisA 16 
Ci bisC3 781,45 
R1 undR2 

A9bisA 12 694,49 

A1 bisA8 654,23 

Ortszuschlag 
(Monatsbeträge in DM) 

Anlage 3 

Stufe 2 Stufe 3 Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Ortszuschlag für jedes 
1 Kind weitere zu berücksichtigende Kind um 126,44 DM. 

In Tarifklasse 11 erhöht sich der Ortszuschlag ab Stufe 4 für das 

1074,14 1200,58 zweite und jedes weitere zu berücksichtigende Kind in den Be-
soldungsgruppen A 1 bis A 3 um je 40 DM, in Besoldungsgrup-
pe A 4 um je 30 DM und in Besoldungsgruppe A 5 um je 20 DM. 
Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen 
aus einer niedrigeren Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der 

929,23 1055,67 Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt. 

Ortszuschlag 
842,27 968,71 nach § 39 Abs. 2 Satz 1 : Tarifklasse I c 555,59 DM 

794,95 921,39 
Tarifklasse 11 523,38 DM 
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Anlage 4 

Zulagen an Kirchenbeamte im Verwaltungsdienst 
ab 1. Januar 1990 

Dienst- Zulagen in 
alters- A10+ 
stufe Stellen1) 

1 134,96 
2 135,95 
3 136,94 
4 137,92 
5 138,91 
6 139,90 
7 140,89 
8 141,88 
9 142,86 

10 143,85 
11 144,84 
12 145,83 
13 146,82 
14 

Anmerkungen: 

Zuragenin 
A11+ 

Stellen2 ) 

74,32 
81,26 
88,20 
95,14 

102,08 
109,02 
115,96 
122,90 
129,84 
136,78 
143,72 
150,66 
157,61 
164,55 

Zulagen in 
A12+ 

Stellen3) 

103,45 
106,40 
109,34 
112,28 
115,22 
118,17 
121,11 
124,05 
127,00 
129,94 
132,88 
135,83 
138,77 
141,71 

Zulagen in 
A13+ 

Stellen4) 

271,40 
300,94 
330,47 
360,01 
389,54 
419,08 
448,61 

1) 40 % des Unterschiedes zwischen den Besoldungsgruppen A 10 
undA 11 

2) 35 % des Unterschiedes zwischen den Besoldungsgruppen A 11 
undA 12 

3) 30 % des Unterschiedes zwischen den Besoldungsgruppen A 12 
und A 13 

4) 75 % des Unterschiedes zwischen den Besoldungsgruppen A 13 
undA 14 

Verfügungen des Landeskirchenamtes vom 14. Februar 1974, 
Nr. 26711, ÄZ. 12-8-1 (KABI. S. 60) RS 774. 

Richtlinien 
für die Erstellung der Abrechnung von 

Lehrerfort- und -weiterbildungsmaßnahmen 
im Bereich des Landes Nordrhein-Westfalen 
der Bezirksbeauftragten und Schulreferenten 

der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Nr. 2726 Az. 12-4-12-1 Düsseldorf, 19. Januar 1990 

I. Rechtsgrundlage 

Nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe b der Vereinbarung zwi­
schen dem Land Nordrhein-Westfalen und den Evangelischen 
Landeskirchen über kirchliche Lehrerfort- und -weiterbildung in 
der jeweils gültigen Fassung ist der Verwendungsnachweis für 
die Zuschüsse durch das zuständige kirchliche Prufungsamt 
zu prüfen. 

11. Kriterien, die bei der Erstellung der Abrechnung zu beach­
ten sind: 

1. Die übereinstimmung der Angabe in der Spalte 6 des Nach­
weises über die kirchliche Lehrerfortbildungsarbeit mit den 
vorgelegten Belegen muß prüfbar sein. 
In der Spalte 6 können folgende Kosten angegeben wer­
den: 

Referentenkosten (Honorare, Fahrtkosten, evtl. Reiseko­
sten), Teilnehmerkosten (Unterkunft und Verpflegung), 
Kurskosten (V~rbrauchsmittel, Arbeitsmittel, Vordrucke, 
Porto, Telefon) 

2. Die Zahlung der Honorare richtet sich nach den jeweils gel­
tenden landeskirchlichen Honorarrichtlinien. Für die Ab­
rechnung gegenüber dem Landeskirchenamt ist die Zah­
lung höherer Honorare nur dann zulässig, wenn eine vorher 
einzuholende Genehmigung der Schulabteilung des Lan­
deskirchenamtes vorliegt. Eine Fotokopie der Genehmi­
gung ist dem Abrechnungsformular beizufügen. 
Bei jeder Honorarauszahlung ist schriftlich auf die Ver­
steuerung des Honorars durch den Referenten hinzuwei­
sen. 
Schulreferenten und Bezirksbeauftragte erhalten für die 
Referententätigkeit bei Lehrerfort- und -weiterbildungs­
maßnahmen anderer Kirchenkreise der Evangelischen Kir­
che im Rheinland kein Honorar. 
Für Honorarzahlungen an Dozenten des Pädagogisch­
Theologischen Instituts Bonn-Bad Godesberg gilt folgen­
des: 
a) Der PTI-Dozent hält während seiner Dienstzeit ein Refe­

rat bei einem Schulreferenten oder Bezirksbeauftragten. 
In diesem Fall werden die Reisekosten des Dozenten 
durch das PTI dem Kirchenkreis in Rechnung gestellt. 
Die Zahlung eines Honorars an den PTI-Dozenten er­
folgt nicht. 

b) Der PTI-Dozent hält im dienstlichen Interesse außerhalb 
seiner Dienstzeit ein Referat bei einem Schulreferenten 
oder Bezirksbeauftragten. In diesem Fall kann der PTI­
Dozent sein Honorar und seine Reisekosten dem jewei­
ligen Kirchenkreis in Rechnung stellen. 

3. Die Zahl der Tage, Unterrichtsstunden und Teilnehmer 
(Spalte 7 und 8 des Nachweises über die kirchliche Lehrer­
fortbildungsarbeit) muß nach der vorgelegten T eilnehmerli­
ste durch das zuständige kirchliche Prüfungsamt prüfbar 
sein. 

4. Die Berechnung der Teilnehmertage (Spalte 8 des Nach­
weises) muß prüfbar sein. 

Bei der Berechnung der Teilnehmertage ist folgendes zu 
berücksichtigen: 
a) Zahl der Tage (volle Tage 6/6 Unterrichtsstunden; eine 

Angabe der einzelnen Unterrichtsstunden entfällt). 
b) Pro Tag können nur bis zu 6 Unterrichtsstunden berück­

sichtigt werden. Wird mehr Unterricht erteilt, können die­
se Stunden nicht abgerechnet werden (§ 5 Abs. 1 der 
Vereinbarung). 

5. Die Berechnung der Reisekosten richtet sich nach der je­
weils gültigen Fassung des Landesreisekostengesetzes -
kirchliche Fassung -. 

111. Folgende Tagungen sind berücksichtigungsfähig: 

1. Neigungsfachkurse (diese müssen jedoch gesondert abge­
rechnet werden), 

2. Fortbildungsveranstaltungen mit Lehrkräften (auch mit 
kirchlichen Lehrkräften), 

3. Arbeitsgemeinschaften für Religionslehrer und für evange­
lische Lehrer, 

4. Studienfahrten (es können nur die Phasen, in denen Leh­
rerfortbildung betrieben wird, berücksichtigt werden), 

5. Projektgruppen und Werkstattgespräche, 
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6. Beratungen in den Schulen (z. B. über .lehr- und Unter­
richtsmittel, Medien), 

7. Einführung in Lehrpläne und Richtlinien nach Beauftragung 
durch die Schulabteilung. 

Veranstaltungen, die auch bei anderen Trägem abgerechnet 
werden, werden bis zur Höhe der dem Schulreferat bzw. dem 
Berufsschulreferat tatSächlich entstandenen Kosten berück­
sichtigt. 

IV. Nicht berücksichtigt werden: 

1. Einzelberatungen (auch in der Mediothek), 

2. Veranstaltungen für Pfarrer, Studienreferendare, arbeitslo­
se Lehrer, Studenten, Erzieher/innen in Kindergärten, 

3. Tagungen, bei denen neue Lehrpläne erarbeitet werden, 

4. lehrerfortbildungsveranstaltungen von anderen Trägem, 
zu denen kirchliche Mitarbeiter als Referenten eingeladen 
werden, 

5. Veranstaltungen, die bei anderen Trägem voll abgerechnet 
werden (z. B. bei der katholischen Kirche, Erwachsenenbil­
dung, GEE, PTI und Lehrerverbänden), 

6. Fahrtkosten der Schulreferenten und der Bezirksbeauftrag­
ten. 

V. Nach Absprache mit der Kreissynodalrechnerkonferenz er­
folgt die Prüfung der Abrechnung durch den zuständigen Kreis­
synodalrechner. 

Das Landeskirchenamt 



Nachweis über die kirchliche Lehrerfortbildungsarbeit 19 im Kirchenkreis ____________ _ 

Nr. Ort der Veranstaltung Zeitraum*) 

1 2 3 

*) z. B .. 1. April ab 15.00 Uhr bis 2. April 18.00 Uhr 
.*) 6 Unterrichtsstunden (je 45 Min.) 1 Teilnehmertag 

.**) Ttg. Teilnehmertage 

Thema Referenten 
(Namen) 

4 5 

übertrag I Endsumme 

Festgestellt: 

Kosten 

Ret. Teiln. 

6 

..... 

Die übereinstimmung mit 
den Belegen der Buchhaltung 
wird bescheinigt: 

a) Zahl 
der Tage Teil- Ttg. 
b) Unter- nehmer richts-

Kurs stunden zahl ***) 
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7 8 9 
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Landeskirchlicher Haushalt 1990 

Nr. 1321 Az. 14-1..,2 Düsseldorf, 16. Januar 1990 

Hiermit geben wir die Zusammenfassung des von der Kirchenleitung am 16. November 1989 festgestellten und von der Landes­
synode am 10. Januar 1990 verabschiedeten Haushaltsplanes der Evangelischen Kirche im Rheinland für das Haushaltsjahr 
1990 bekannt: 

Haushaltsjahr 
1990 1989 

Einzelplan 
Einnahmen Ausgaben Einnahmen Ausgaben 

DM DM DM DM 

0 Allgemeine kirchliche Dienste 217 687 349,- 253 669 348,- 208139850,- 242403 847,-

1 Besondere kirchliche Dienste 321800,- 15235737,- 473800,- 13908363,-

2 Kirchliche Sozialarbeit - 14069277,- - . 12821836,-

3 Gesamtkirchliche Aufgaben 
Ökumene, Weltmission 8500500,- 45954438,- 11571500,- 49588208,-

4 Öffentlichkeitsarbeit 288 745,- 8097710,- 298866,- 7896748,-

5 Bildungswesen und Wissenschaft 309220,- 22453717,- 344 720,':" 20169249,-

6 unbesetzt - - - -
7 Rechtsetzung, Leitung und Verwaltung, 

Rechtsschutz 4036640,- 23045002,- 4005265,- 22348939,-

8 Verwaltung des allgemeinen Finanz-
vermögens und der Sondervermögen 9987135,- 3318226,- 6259135,- 3038487,-

9 Allgemeine Rnanzwirtschaft 211 868611,- 67156545,- 200 036 864,- 58954323,-

Gesamtplan 453 000 000,- 453 000 000,- 431 130 000,- 431 130 000,-

Der Haushaltsplan kann in der Zeit vom 12. März 1990 bis 16. März 1990 im Landeskirchenamt Düsseldorf, Hans-Böckler­
Straße 7, Zimmer 202 bei Herrn LKOVR Münter eingesehen werden. 

Reisekostenvergütung bei Vorstellungsreisen 

Nr. 1520 ÄZ. 14-12-25 Düsseldorf, 18. Januar 1990 

In dem mit Verfügung vom 26. Januar 1982 (KABt. S. 21) veröf­
fentlichten Runderlaß des Finanzministers NW vom 18. Okto­
ber 1977 wird hinter der Nummer 1.5 folgende Nummer 1.6 ein­
gefügt: 

1.6 Bei einem mindestens ganztägigen Auswahlverfahren 
können den Bewerbern in angemessenem Umfang unent­
geltlich eine Mittagsmahlzeit sowie Erfrischungsgetränke 
gereicht werden. Bei einem mehrtägigen Auswahlverfah­
ren mit Bereitstellung unentgeltlicher Unterkunft können 
darüber hinaus in angemessenem Umfang auch Früh­
stück und Abendessen unentgeltlich zur Verfügung ge­
steilt werden. Vorhandene Kantinen sind zu nutzen. 

Das Landeskirchenamt 

Das Landeskirchenamt 

Satzung für eine Diakoniestation 
der Evangelischen Kirchengemeinden 

im Kirchenkreis Kleve 

Auf der Grundlage des § 3 des Kirchengesetzes betr. die Zu­
sammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden und Kirchen­
kreise in gemeinsamen Angelegenheiten (Verbandsgesetz) 
vom 18. Januar 1963 (KABt. S. 71) vereinbaren die 

Ev. Kirchengemeinde Geldern 
Ev. Kirchengemeinde Goch 
Ev. Kirchengemeinde Kalkar 
Ev. Kirchengemeinde Kervenheim 
Ev. Kirchengemeinde Kevelaer 
Ev. Kirchengemeinde Kranenburg 
Ev. Kirchengemeinde Neulouisendorf 
Ev. Kirchengemeinde Pfalzdorf 
Ev. Kirchengemeinde Schenkenschanz-Keeken 
Ev. Kirchengemeinde Uedem 
Ev. Kirchengemeinde Weeze 
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folgende gemeinsame Satzung für eine Diakoniestation : 

§1 

Die genannten Kirchengemeinden bilden miteinander einen 
Trägerverbund zum Zwecke der Unterhaltung einer Diakonie­
station mit dem Namen 

Diakoniestation im KirchenkreisKleve. 

Der Sitz der Diakoniestation ist in Goch. 

Die Arbeit der Diakoniestation und die Zusammenarbeit inner­
halb dieses Trägerverbundes richten sich nach den Bestim­
mungen dieser Satzung. 

§2 
Aufgaben 

1. Die Diakoniestation ist eine Einrichtung, die in Erfüllung des 
kirchlich-diakon ischen Auftrages Gemeindeglieder der ge­
nannten Kirchengemeinden und andere Einwohner mit am­
bulanten pflegerischen Dienstleistungen versorgt und seel­
sorgerlich betreut. 
Ihre Hauptaufgabe umfaßt das Angebot an Diensten der 
ambulanten Kranken-, Alten- und Familienpflege. Dazu ge­
hört auch die Schulung und.Beratung ehrenamtlicher Helfer 
sowie die Förderung der Nachbarschaftshilfe. 

2. Sie soll außerdem Ratsuchende in sozialen Fragen unter­
richten, welche Stellen für die Gewährung weiterer Aus­
künfte und Hilfen im sozialen Bereich zuständig sind. 

3. Die Diakoniestation ist in Arbeit und Aufbau ausgerichtet an 
dem Förderungserlaß des Ministers für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales. 

§3 
Gemeinnützigkeit 

und Zugehörigkeit zum Spitzenverband 

1. Durch Wahrnehmung der in § 2 genannten Aufgaben erfüllt 
die Diakoniestation ausschließlich und unmittelbar gemein­
nützige, mildtätige und kirchliche Zwecke im Sinne des Ab­
schnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

2. Die Diakoniestation ist selbstlos tätig und verfolgt nicht ei­
genwirtschaft!iche Zwecke. 

3. Die Mittel der Station dürfen nur für satzungsgemäße Zwek­
ke verwendet werden. Niemand darf durch Ausgaben, die 
dem Zweck der Diakoniestation fremd sind oder durch un­
verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

4. Bei Auflösung der Diakoniestation fällt das verbleibende 
Vermögen nach dem letzten Kostenbeteiligungsschlüssel 
an die beteiligten Gemeinden. 

5. Die Diakoniestation ist Mitglied des als Spitzenverband der 
freien Wohlfahrtspflege anerkannten Diakonischen Werkes 
der Evangelischen Kirche im Rheinland und damit zugleich 
dem Diakonischen Werk der Evangelischen KIrche in 
Deutschland angeschlossen. 

§4 
Vereinigte Versammlung 

1. Die Leitung derDiakoniestation wird einer Vereinigten Ver­
sammlung der beteiligten Kirchengemeinden übertragen. 

2. Diese besteht aus je einem Vertreter des Presbyteriums der 
beteiligten Kirchengemeinden. Für jeden Vertreter des 
Presbyteriums in der Vereinigten Versammlung soll ein 
Stellvertreter benannt werden. 
Der Synodalbeauftragte für Diakonie des Kirchenkreises 
Kleve nimmt an den Sitzungen der Vereinigten Versamm­
lung mit beratender Stimme teil. 

3. Die Vereinigte Versammlung wird für vier Jahre gewählt und 
nach jeder Presbyteriumswahl neu gebildet. Scheidet ein 
Mitglied der Versammlung aus dem Presbyterium seiner 
Gemeinde aus, endet damit auch die Mitgliedschaft in der 
Vereinigten Versammlung. Die betroffene Kirchengemein­
de benennt unverzüglich ein neues Mitglied. 

4. Die Vereinigte Versammlung wählt aus ihrer Mitte einen 
Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. 

5. Für die Einladung, Verhandlung und Beschlußfassung der 
Vereinigten Versammlung gelten die entsprechenden Be­
stimmungen der Kirchenordnung über die Beschlußfassung 
der Presbyterien sinngemäß. Ober die Sitzungen sind Nie­
derschriften zu fertigen. 

6. Fachkundige Personen (z. B. Ärzte) und die Leiterin bzw. 
der Leiter in der Station sollen als Berater in der Versamm­
lung mitwirken. 

§5 
Aufgaben der Versammlung 

Die Vereinigte Versammlung hat insbesondere folgende Auf­
gaben: 

a) Feststellen des Haushaltsplanes und des Stellenplanes für 
die Diakoniestation (gem. § 9 Abs. 1 und 2) sowie Festle­
gung des Kostenbeteiligungsschlüssels nach § 9, Abs. 2 e. 
Erweiterung des Haushaltsplanes über 10 % des Vorjah­
reshaushaltsplanes sowie Stellenplanerweiterungen be­
dürfen der Zustimmung aller beteiligten Gemeinden. 

b) Feststellen der Jahresrechnung über die Kosten der ge­
samten Diakoniestation. 

c) Berufung und Abberufung der Leiterin bzw. des Leiters der 
Diakoniestation. 

d) Vorschlagsrecht und Beratung bei der Anstellung von Mit­
arbeiterinnen. Die Anstellung selbst erfolgt durch das jewei­
lige Presbyterium. 

e) Entwurf von Dienstanweisungen für die Mitarbeiterinnen 
der Diakoniestation. 

f) Anhörungsrecht bei der Kündigung von Mitarbeiterinnen 
durch die jeweilige Anstellungskörperschaft. 

g) Vereinbarung und Festsetzung von Entgelten für Dienstlei­
stungen der Diakoniestation. 

h} Abschluß von Verträgen mit den Kirchengemeinden und 
anderen kirchlichen Anstellungsträgern über die Gestellung 
von Mitarbeiterinnen. 

§6 
Geschäftsführung 

1. Die Führung der laufenden Geschäfte und die rechtliche 
Vertretung der Diakoniestation obliegt dem Geschäftsfüh­
renden Ausschuß. 

2. Dieser besteht aus dem Vorsitzenden der Vereinigten Ver­
sammlung, seinem Stellvertreter und einem weiteren Mit­
glied der Vereinigten Versammlung. 
Für jedes Mitglied des Geschäftsführenden Ausschusses 
ist ein Vertreter zu bestellen. Mit beratender Stimme gehört 
die Leiterin bzw. der Leiter der Diakoniestation dem Ge­
schäftsführenden Ausschuß an. 

3. Zur rechtsverbindlichen Vertretung der Diakoniestation ist 
der Vorsitzende der Vereinigten Versammlung gemeinsam 
mit zwei Mitgliedern des Geschäftsführenden Ausschusses 
berechtigt. Urkunden über Rechtsgeschäfte sind mit dem 
Siegel der vom Vorsitzenden vertretenden Kirchengemein­
de zu versehen. 
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4. Die gesamte Verwaltungsarbeit für die Diakoniestation wird 
im Auftrag der Vereinigten Versammlung, soweit nicht vom 
Rentamt des Kirchenkreises Kleve übernommen, von.einer 
Verwaltungskraft erledigt. 

§7 
Mitarbeiterinnen 

1. Die Mitarbeiterinnen werden von den Trägergemeinden zur 
Dienstleistung in der Diakoniestation angestellt. Sie behal­
ten den Schwerpunkt der Arbeit in ihren Gemeinden. Ihr 
Verhältnis zur Diakoniestation wird durch besonderen Ver­
trag geregelt. 

2. Die Dienstaufsicht aller Mitarbeiterinnen der Diakoniesta­
tion wird, unbeschadet der Rechte der Anstellungskörper­
schaft, von dem Vorsitzenden der Vereinigten Versamm­
lung wahrgenommen. Die Mitarbeiterinnen der Diakonie­
station erhalten eine Dienstanweisung, die von der anstel­
lenden Kirchengemeinde nach dem Entwurf der Vereinig­
ten Versammlung (§ 5, Buchst. e) erlassen wird. 

§8 
Leitung der Diakoniestation 

1. Die fachliche Leitung der Diakoniestation wird einer geeig­
neten Pflegekraft übertragen, die über Erfahrungen in der 
ambulanten Betreuung alter und kranker Menschen verfügt. 

2. Sie ist zuständig für den Einsatz des Personals und den ge­
ordneten Arbeitsablauf in der Station. Insbesondere stellt 
sie den Dienst- und Einsatzplan auf, regelt den Sonntags­
und Nachtdienst sowie die Vertretung bei Urlaub und 
Krankheit. Ihr obliegt die regelmäßige Abhaltung von 
Dienstbesprechungen mit den Mitarbeiterinnen. 

Sie unterhält die notwendigen Kontakte zu Krankenhäu­
sern, Alteneinrichtungen, Ärzten, Behörden, Pfarrämtern 
und sonstigen Stellen, die mit der Diakoniestation zusam­
menarbeiten. 

§9 
Kosten, Haushalt 

1. Für die Diakoniestation ist ein Haushaltsplan aufzustellen, 
der nach Maßgabe des Haushaltsgliederungsplanes die 
Einnahmen und Ausgaben der Station erfaßt. Der Haushalt 
der Diakoniestation wird durch das Rentamt des Kirchen­
kreises Kleve verwaltet. 

2. Die Kosten der Diakoniestation werden finanziert durch 
a) Vergütung von Dienstleistungen durch Versicherungs­

träger (Krankenkassen, Träger der Rentenversicherung 
etc.) sowie durch Träger der Sozialhilfe und durch 
Selbstzahler, 

b) Zuschüsse des Landes, 
c) Zuschüsse von kommunalen Körperschaften, 
d) Spenden und andere freiwillige Beiträge sowie 
e) Eigenmittelin Form von Haushaltszuschüssen, die zu 

50 % nach dem Schlüssel anhand der Gemeindeglie­
derzahlen und zu 50 % nach der Zahl der Pflegeeinsätze 
des laufenden Jahres in den einzelnen Gemeinden fest­
gelegt werden. 

§10 
Dauer des Trägerverbundes 

1. Der Trägerverbund wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Die Auflösung bedarf der Zustimmung aller beteiligten Kir­
chengemeinden. 

2. Jede beteiligte Kirchengemeinde kann den Trägerverbund 
mit einer Frist von einem Jahr zum Jahresende kündigen. 

3. Änderungen dieser Satzung bedürfen der beschlußmäßi­
gen Zustimmung.der Presbyterien aller angeschlossenen 
Kirchengemeinden sowie der kirchenaufsichtlichen Geneh­
migung. 

Diese Satzung tritt nach Beschlußfassung durch die beteiligten 
Presbyterien und nach Genehmigung durch die Kirchenleitung 
am 1 . Juli 1989 in Kraft. 
Sie wird im kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht. 

Geldern, den 30. November 1989 

(Siegel) 

Goch, den 25. Oktober 1989 

(Siegel) 

Kalkar, den 26. Oktober 1989 

(Siegel) 

Kervenheim, den 8. November 1989 

(Siegel) 

Kevelaer, den 14. November 1989 

(Siegel) 

Kranenburg, den 23. November 1989 

(Siegel) 

Neulouisendorf, den 27. Oktober 1989 

(Siegel) 

Pfalzdorf, den 21. November 1989 

(Siegel) 

gez. Unterschriften 

gez. Unterschriften 

gez. Unterschriften 

gez. Unterschriften 

gez. Unterschriften 

gez. Unterschriften 

gez. Unterschriften 

gez. Unterschriften 

Schenkenschanz-Keeken, den 23. November 1989 

(Siegel) gez. Unterschriften 

Uedem, den 31. Oktober 1989 

(Siegel) gez. Unterschriften 

Weeze, den 5. November 1989 

(Siegel) gez. Unterschriften 

(Siegel) 
Nr.55 

. Genehmigt 

Düsseldorf, den 26. Januar 1990 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 

Satzung 
zur Aufhebung der Satzung 

für das Gemeindeamt 
der Evangelischen Kirchengemeinden 

KÖln-Bayenthal, Köln-Klettenberg, 
Köln-Raderthal und Köln-Zollstock 

Vom 23. November 1989 

Auf Grund von § 3 Abs. 1 des Kirchengesetzes betreffend die 
Zusammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden und Kir­
chenkreise in gemeinsamen Angelegenheiten (Verbandsge-
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setz) vom 18. Januar 1963 (KABI. S. 71) haben die Presbyte­
rien der Evangelischen Kirchengemeinden Köln-Bayenthal, 
Köln-Klettenberg, Köln-Raderthal und Köln-Zollstock folgende 
gemeinsame Satzung beschlossen: 

Artikel 1 

Die Satzung für das Gemeindeamt der Evangelischen Kirchen­
gemeinden Köln-Bayenthal, Köln-Klettenberg, Köln-Raderthal 
und Köin-Zollstockvom 19. März 1974 (KABI. S.117), geän­
dert durch die Satzung vom 30. Mai 1978 (KABI. S. 159), wird 
aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 1990 in Kraft. 

Köln, den 23. November 1989 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

Das Presbyterium der 
Evangelischen Kirchengemeinde 

Kö!n-Klettenberg 
gez. Unterschriften 

Das Presbyterium der 
Evangelischen Kirchengemeinde 

Köln-Bayenthal 
gez. Unterschriften 

Das Presbyterium der 
Evangelischen 

Philippus-Kirchengemeinde 
Köln-Raderthal 

gez. Unterschriften 

Das Presbyterium der 
Evangelischen Kirchengemeinde 

Köln-Zollstock 
gez. Unterschriften 

Nach § 4 Abs. 3 des Verbandsgesetzes vom 18. Januar 1963 
(KABI. S. 71) in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Buchstabe ader 
Dienstordnung für das Landeskirchenamt vom 2. Oktober 1980 
(KABI. 1981 S. 40) wird die Satzung zur Aufhebung der Sat­
zung für das Gemeindeamt der Evangelischen Kirchenge­
meinden Köln-Bayenthal, KÖln-Klettenberg, Köln-Raderthal 
und Köln-Zollstock vom 23. November 1989 hiermit geneh­
migt. 

Düsseldorf, den 7. Februar 1990 

(Siegel) Evangelische Kirche im Rheiniand 
Das Landeskirchenamt 

Satzung 
für das Evangelische Gemeindeamt 

Köln Süd-West 
Vom 6. Dezember 1989 

Auf Grund von § 3 Abs. 1 des Kirchengesetzes betreffend die 
Zusammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden und Kir­
chenkreise in gemeinsamen Angelegenheiten (Verbandsge­
setz) vom 18. Januar 1963 (KABI. S. 71) haben die Presbyte­
rien der Evangelischen Kirchengemeinde Köln-Bayenthal, der 

Evangelischen Philippus-Kirchengemeinde Köln-Raderthal 
und der Evangelischen Kirchengemeinde Köln-Zollstock fol­
gende gemeinsame Satzung beschlossen: 

§1 
Name und Sitz des Gemeinsamen Gemeindeamtes 

(1) Die Evangelische Kirchengemeinde Köln-Bayenthal, die 
Evangelische Philippus-Kirchengemeinde Köln-Raderthal und 
die Evangelische Kirchengemeinde Köln-Zollstock unterhalten 
ein gemeinsames Gemeindeamt, das den Namen "Evangeli­
sches Gemeindeamt Köln Süd-West" führt. 

(2) Das Gemeindeamt hat seinen Sitz in Köln-Zollstock. 

§2 
Aufgaben des Gemeindeamtes 

(1) Dem Gemeindeamt werden, unbeschadet der Rechte und 
Pflichten der Presbyterien, ihrer Vorsitzenden und ihrer Kirch­
meister, folgende Verwaltungsgeschäfte übertragen: 
1. die Vermögensverwaltungs- und Kassengeschäfte, 
2. die Vorbereitung der Haushaltspläne und der Jahresrech-

nung, 
3. die Führung der Vermögensnachweisung (Lagerkartei), 
4. die Bearbeitung von Personalangelegenheiten, 
5. die Bearbeitung des von den Leitungsorganen zu führen­

den Schriftwechsels einschließlich der Bearbeitung der 
Vorlagen und Beschlüsse der Leitungsorgane und ihrer 
Ausschüsse, 

6. die Verwaltung und Bearbeitung der Liegenschaften und 
Objekte, sofern die Leitungsorgane keine anderslautenden 
Beschlüsse gefaßt haben, 

7. die Führung des Inventarverzeichnisses, 
8. die Abwicklung des dienstlichen Schriftverkehrs der Pfarrer 

und Mitarbeiter, 
9. die Anlegung und Führung der Aktenverzeichnisse und der 

Registraturen und die Verwaltung der Archive; auf Wunsch 
wird den Kirchengemeinden das Archivgut zur dauernden 
Aufbewahrung auch übergeben. 

(2) Für die Verwaltungsangelegenheiten der Pfarrbüros gilt 
weiterhin der Beschluß Nummer 5 des Gemeindeamtsaus­
schusses vom 20. Oktober 1983. 

(3) Die Kirchengemeinden übernehmen in eigener Verantwor­
tung neben anderen Aufgaben auch die Führung der Kirchbü­
cher einschließlich der Aufstellung entsprechender Bescheini­
gungen und Statistiken, das kirchliche Meldewesen sowie die 
im Organisationsplan beschriebenen weiteren Aufgaben. 

§3 
Gemeindeamtsausschuß 

(i ) Zur gemeinsamen Beratung und Beschlußfassung über An­
gelegenheiten des Gemeindeamtes wird gemäß § 3 Abs. 1 
Buchstabe ades Verbandsgesetzes ein Gemeindeamtsaus­
schuß gebildet. 

(2) Jedes Presbyterium entsendet zwei seiner Mitglieder, die 
nicht über die Liste der Mitarbeiter in das Presbyterium gewählt 
worden sind, in den Gemeindeamtsausschuß. Für jedes Mit­
glied ist vom Presbyterium ein Stellvertreter zu wählen. 

(3) Der Vorsitzende wird aus der Mitte des Gemeindeamtsaus­
schusses jeweils für die Dauer eines Haushaltsjahres gewählt. 
Die Kirchengemeinden stellen in ihrer alphabetischen Reihen­
folge den Vorsitzenden. Der Vorsitzende des Vorjahres wird je­
weils Stellvertreter. 
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(4) Der Gemeindeamtsleiter des Gemeindeamtes nimmt an 
den Sitzungen des Gemeindeamtsausschusses teil. 

(5) Für die Verhandlungen und Beschlußfassungen des Ge­
meindeamtsausschusses gelten die Artikel 116 Abs. 2 und 3 
und Artikel 117 bis 124 der Kirchenordnung sinngemäß. 

(6) Der Gemeindeamtsausschuß tritt nach Bedarf zusammen; 
er muß zusammentreten, wenn ein Presbyterium der beteilig­
ten Kirchengemeinden es wünscht. 

§4 
Vertretung des Gemeindeamtes 

(1) Leitung, Verwaltung und rechtliche Vertretung des Gemein­
deamtes nach § 3 Abs. 1 Buchstabe b des Verbandsgesetzes 
nimmt der Gemeindeamtsausschuß tür die Presbyterien der 
beteiligten Kirchengemeinden wahr. 

(2) Alle für den Rechtsverkehr bedeutsamen Urkunden, die der 
Gemeindeamtsausschuß im Rahmen seiner Aufgaben aus­
stellt, müssen unter Anführung der betreffenden Beschlüsse 
von dem Vorsitzenden und zwei Mitgliedern des Gemeinde­
amtsausschusses unterschrieben und mit dem Siegel der Kir­
chengemeinde des Vorsitzenden versehen sein. Hierdurch 
wird Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeit der Beschlußfas­
sung und die Bevollmächtigung des Gemeindeamtsausschus­
ses durch die beteiligten Kirchengemeinden festgestellt. 

(3) Die Rechte und Pflichten der Kirchengemeinden tür ihren 
eigenen, vom Gemeindeamt wahrzunehmenden Geschäfts­
kreis werden durch diese Satzung nicht berührt. 

(4) Dritten gegenüber treten die beteiligten Kirchengemeinden 
in allen Angelegenheiten des Gemeindeamtes als Gesamt­
gläubiger oder Gesamtschuldner auf. Im Innenverhältnis wer­
den sie im Zweifel nach dem Verteilungsschlüssel gemäß § 6 
Abs. 1 berechtigt .oder verpflichtet. 

§5 
Aufgaben des Gemeindeamtsausschusses 

(1) Der Gemeindeamtsausschuß beschließt mit verbindlicher 
Wirkung in allen Angelegenheiten des Gemeindeamtes, insbe­
sondere über: 
1. den Stellenplan, 
2. die Einstellung, Eingruppierung, Höhergruppierung und 

Kündigung der Mitarbeiter, 
3. die Feststellung des Haushaltsplanes und der Jahresrech­

nung, 
4. die Geschäftsordnung und den Organisationsplan tür das 

Gemeindeamt. 

(2) Der Stellenplan und die Entscheidungen nach § 7 Abs. 2 be­
dürfen der Zustimmung von mindestens drei Vierteln der Mit­
glieder des Gemeindeamtsausschusses. 

§6 
Verwaltungskosten und Vermögen 

(1) Soweit die eigenen Einnahmen des Gemeindeamtes nicht 
ausreichen, werden die Kosten auf die beteiligten Kirchenge­
meinden nach folgendem Schlüssel aufgeteilt: 
1. Gemeindegliederzahl 

je angefangene 250 Gemeindeglieder 
2. Kindergärten 

je Kindergarten 
3. TOT 
4. Kirchen, Miet- und Dienstwohnungen 

einschließlich Pfarrwohnungen und 
sonstige Mietverhältnisse, 

= 1 Punkt, 

= 6 Punkte, 
= 1 Punkt, 

ausgenommen Garagen, 
je Einheit 

5. Mitarbeiter (einschließlich Pfarrer) 
hauptamtliche Mitarbeiter 
nebenamtliche Mitarbeiter 

6. Buchungsfälle im letzten 
abgerechneten Haushaltsjahr 

= 1 Punkt, 

= 2 Punkte, 
= 1 Punkt, 

je angefangene 100 Buchungsfälle = 1 Punkt. 
Bei der Berechnung der jeweiligen Anteile für den Haushalts­
plan des Gemeindeamtes werden die Soll-Zahlen zugrunde­
gelegt (bei den Buchungsfällen nach der letzten festgestellten 
Jahresrechnung). Am Ende eines jeden Haushaltsjahres wird 
nach den Ist-Zahlen über die Deckung des Fehlbetrages oder 
die Verwendung des überschusses im Gemeindeamtsaus­
schuß beschlossen. 

(2) Die Gegenstände, die die beteiligten Kirchengemeinden in 
das Gemeindeamt einbringen oder die für das Gemeindeamt 
beschafft werden, werden gemeinsames Eigentum. 

(3) Im Falle einer Auseinandersetzung über das gemeinschaft­
liche Vermögen wird bei der Aufteilung der Hundertsatz ange­
wendet, der zum Zeitpunkt der Auseinandersetzung nach Ab­
satz 1 für die Kostenverteilung gültig ist. 

§7 
Stellenplan und Mitarbeiter des Gemeindeamtes 

(1) Sollen Mitarbeiter in das Kirchenbeamtenverhältnis berufen 
werden, so ist Dienstgeber 
1. für den Leiter des Gemeindeamtes die Evangelische Kir­

chengemeinde Köln-Zollstock, 
2. für den stellvertretenden Leiter des Gemeindeamtes die 

Evangelische Kirchengemeinde Köln-Bayenthal. 

(2) Die Berufung (einschließlich Beförderung), die Entlassung, 
die Erklärung des Einverständnisses zu einer überführung und 
die überführung von Kirchenbeamten bleiben dem Dienstge­
ber vorbehalten; er bedarf dazu der Zustimmung des Gemein­
deamtsausschusses. Im übrigen werden die Befugnisse des 
Dienstvorgesetzen von dem Gemeindeamtsausschuß wahr­
genommen. § 5 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 bleiben unberührt. 

(3) Die Stellen für die Angestellten, Arbeiter und Auszubilden­
den werden für die beteiligten Kirchengemeinden gemein­
schaftlich errichtet. 

§8 
Geschäftsordnung und Organisationsplan 

. für das Gemeindeamt 

(1) Der Gemeindeamtsausschuß kann für das Gemeindeamt 
eine Geschäftsordnung und einen Organisationsplan erlassen. 

(2) Die dem Gemeindeamt übertragenen Verwaltungsgeschäf­
te sind für jede Kirchengemeinde gesondert zu bearbeiten. Die 
Verwendung gemeinsamer technischer Hilfsmittel und die 
Führung einer gemeinsamen Kasse bleibt davon unberührt. 

§9 
Änderung des Trägerverbundes 

(1) Weitere benachbarte Kirchengemeinden können dem Ge­
meindeamt angeschlossen werden, wenn alle Presbyterien 
der beteiligten Kirchengemeinden einverstanden sind und das 
Presbyterium der aufzunehmenden Kirchengemeinde dieser 
Satzung zustimmt. Der Anschluß bedarf der Genehmigung 
durch das Landeskirchenamt und der Veröffentlichung im 
Kirchlichen Amtsblatt. 
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(2) Bei einem Ansctlluß weiterer Kirchengemeinden werden 
die bei ihr tätigen Verwaltungsmitarbeiter, soweit erforderlich, 
in das Gemeindeamt übernommen. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn eine Kirchengemeinde 
aus dem Trägerverbund für das Gemeindeamt ausscheiden 
will. 

§10 
SchluBbestimmungen 

(1) Satzungen zur Änderung oder Aufhebung dieser Satzung 
sind nur durch übereinstimmende Besctllüsse der beteiligten 
Kirchengemeinden möglich und bedürfen der Genehmigung 
des Landeskirchenamtes. 

(2) Diese Satzung tritt am 1. Januar 1990 in Kraft. 

(3) Diese Satzung und Satzungen zu ihrer Änderung oder Auf­
hebung werden im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht. 

Köln, den 6. Dezember 1989 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

Das Presbyterium der 
Evangelischen Kirchengemeinde 

Köln-Bayenthal 
gez. Unterschriften 

Das Presbyterium der 
Evangelischen 

Philippus-Kirchengemeinde 
Köln-Raderthal 

gez. Unterschriften 

Das Presbyterium der 
Evangelischen Kirchengemeinde 

Köln-Zollstock 
gez. Unterschriften 

Nach § 4 Abs. 3 des Verbandsgesetzes vom 18. Januar 1963 
(KABI. S. 71) in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Buchstabe ader 
Dienstordnung für das Landeskirchenamt vom 2. Oktober 1980 
(KABI. 1981 S. 40) wird die Satzung für das Evangelische Ge­
meindeamt Köln Süd-West vom 6. Dezember 1989 hiermit ge­
nehmigt. 

Düsseldorf, den 7. Februar 1990 

(Siegel) Evangelisctle Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 

Satzung 
zur Aufhebung der Satzung 

für das Gemeindeamt 
der Evangelischen Matthäus-Kirchengemeinde 

Hürth 
Vom 14. Dezember 1989 

Auf Grund von Artikel 7 Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 106 
Abs. 2, Artikel 123 Abs. 1 Satz 4 der Kirchenordnung der Evan­
gelischen Kirche im Rheinland sowie § 126 Abs. 2 und § 127 
Abs. 4 der Verwaltungsordnung der Evangelischen Kirche im 
Rheinland beschließt das Presbyterium der Evangelischen 
Matthäus-Kirchengemeinde Hürth nach Anhören des Kreis­
synodalvorstandes . des Kirchenkreises Köln-Süd folgende 
Satzung: 

Artikel 1 

Die Satzung tür das Gemeindeamt der Evangelischen Mat­
thäus-Kirchengemeinde Hürth vom 14. November 1984 (KABI. 
1985 S. 43) wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 1990 in Kraft. 

Hürth, den 14. Dezember 1989 

(Siegel) 
Das Presbyterium 
der Evangelischen 

Matthäus-Kirchengemeinde Hürth 
gez. Unterschriften 

Nach Artikel 8 Abs. 1 Satz 3 der Kirchenordnung der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Buch­
stabe a der Dienstordnung für das Landeskirchenamt vom 
2. Oktober 1980 (KABI. 1981 S. 40) wird die Satzung zur Aufhe­
bung der Satzung für das Gemeindeamt der Evangelischen 
Mattliäus-Kirchengemeinde Hürth vom 14. Dezember 1989 
hiermit genehmigt. 

Düsseldorf, den 29. Dezember 1989 

(Siegel) Evangelische Kirche im Rheiniand 
Das Landeskirchenamt 

Satzung 
für das Evangelische Gemeindeamt Köln-Süd 

Vom 15. Dezember 1989 

Auf Grund von § 3 Abs. 1 des Kirchengesetzes betreffend die 
Zusammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden und Kir­
chenkreise in gemeinsamen Angelegenheiten (Verbandsge­
setz) vom 18. Januar 1963 (KABI. S. 71) wird folgende gemein­
same Satzung beschlossen: 

§1 
Name und Sitz des Gemeindeamtes 

(1) Die Evangelische Kirchengemeinde Frechen, die Evangeli­
sche Matthäus-Kirchengemeinde Hürth, die Evangelische Kir­
chengemeinde Rodenkirchen, die Evangelische Kirchenge­
meinde Rondorf und die Evangelische Kirchengemeinde 
Sürth-Weiß unterhalten ein gemeinsames Gemeindeamt, das 
den Namen "Evangelisches Gemeindeamt Köln-Süd" führt. 

(2) Das Gemeindeamt hat seinen Sitz in Brühl. 

§2 
Aufgaben des Gemeindeamtes 

Dem Gemeindeamt werden, unbeschadet der Rechte und 
Pflichten der Presbyterien, ihrer Vorsitzenden und ihrer Kirch­
meister, die anfallenden Verwaltungsgeschäfte übertragen, 
insbesondere: 

1. die Vorbereitung und Ausführung von Beschlüssen der 
Leitungsorgane und ihrer Ausschüsse, 

2. das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen, 
3. die Vermögensverwaltung, 
4. die Bearbeitung der Personalangelegenheiten, 
5. die Verwaltung der Liegenschaften, Miet- und Pachtobjek­

te, 
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6. die Führung der Kirchenbücher, 
7. das kirchliche Meldewesen, 
8. die Erhebung von Gebühren und Benutzungsentgelten, 
9. die Versicherungsangelegenheiten, 

10. die Verwaltung der rechtlich unselbständigen Einrichtun­
gen, 

11. die Verwaltung der Kollekten, Sammlungen und Gaben, 
12. allgemeine Verwaltungs- und Organisationsaufgaben. 

§3 
Gemeindeamtsausschuß 

(1) Zur gemeinsamen Beratung und Beschlußfassung über An­
gelegenheiten des Gemeindeamtes wird gemäß § 3 Abs. 1 
Buchstabe ades Verbandsgesetzes ein Gemeindeamtsaus­
schuß gebildet. 

(2) Jedes Presbyterium wählt zwei seiner Mitglieder und je ei­
nen Stellvertreter in den Gemeindeamtsausschuß. Mitglieder 
nach Artikel 86 Abs. 1 der Kirchenordnung sind nicht wählbar. 

(3) Der Gemeindeamtsausschuß wählt aus seiner Mitte tür die 
Dauer eines Haushaltsjahres den Vorsitzenden und seinen 
Stellvertreter. Wiederwahl ist zulässig. 

(4) Für die Verhandlungen und Beschlußfassungen des Ge­
meindeamtsausschusses gelten Artikel 116 Abs. 2 und 3 und 
Artikel 117 bis 124 der Kirchenordnung sinngemäß. 

(5) Der Leiter des Gemeindeamtes oder sein Stellvertreter 
nimmt an den Sitzungen des Gemeindeamtsausschusses mit 
beratender Stimme teil. 

§4 
Vertretung des Gemeindeamtes 

(1) Die Leitung, Verwaltung und rechtliche Vertretung des Ge­
meindeamtes nach § 3 Abs. 1 Buchstabe b des Verbandsge­
setzes nimmt der Gemeindeamtsausschuß für die Presbyte­
rien der beteiligten Kirchengemeinden wahr. 

(2) Alle für den Rechtsverkehr bedeutsamen Urkunden, die der 
Gemeindeamtsausschuß im Rahmen seiner Aufgaben aus­
stellt, müssen unter Anführung der betreffenden Beschlüsse 
von dem Vorsitzenden und zwei Mitgliedern des Gemeinde­
amtsausschusses unterschrieben und mit dem Siegel der Kir­
chengemeinde des Vorsitzenden versehen sein. Hierdurch 
wird Dritten gegenüber die Gesetzmäßigkeitder Beschlußfas­
sung und die Bevollmächtigung des Gemeindeamtsausschus­
ses durch die beteiligten Kirchengemeinden festgestellt. 

(3) Die Rechte und Pflichten der Kirchengemeinden für ihren 
eigenen Geschäftskreis, die vom Gemeindeamt wahrgenom­
men werden, sind durch diese Satzung nicht berührt. 

(4) Dritten gegenüber treten die beteiligten Kirchengemeinden 
in allen Angelegenheiten des Gemeindeamtes als Gesamt­
gläubiger oder als Gesamtschuldner auf. Im Innenverhältnis 
werden sie im Zweifel nach dem Verteilungsschlüssel gemäß 
§ 6 Abs. 1 berechtigt oder verpflichtet. 

§5 
Aufgaben des Gemeindeamtsausschusses 

(1) Der Gemeindeamtsausschuß beschließt mit verbindlicher 
Wirkung in allen Angelegenheiten des Gemeindeamtes; ins­
besondere über: 
1. den Stellenplan, 
2. die Einstellung, Eihgruppierung, Höhergruppierung und 

Kündigung der Mitarbeiter, 
3. die Feststellung des Haushaltsplanes und der Jahresrech­

nung, 
4. die Geschäftsordnung für das Gemeindeamt. 

(2) Der SteUenplan bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln 
der Mitglieder des Gemeindeamtsausschusses. 

§6 
Verwaltungskosten und Vermögen 

(1) Soweit die eigenen Einnahmen des Gemeindeamtes nicht 
ausreichen, werden die Kostenje zur Hälfte nach der Gemein­
degliederzahl und dem Volumen des ordentlichen Haushalts­
planes auf die beteiligten Kirchengemeinden umgelegt. Der 
nach dem Haushaltsvolumen umgelegte Anteil wird nach den 
Ist-Ausgaben verrechnet. 

(2) Die Gegenstände, die die beteiligten Kirchengemeinden in 
das Gemeindeamt einbringen oder die für das Gemeindeamt 
beschafft werden, werden gemeinsames Eigentum. Im Falle 
einer Auseinandersetzung über das gemeinschaftliche Vermö­
gen wird bei der Aufteilung der Hundertsatz angewendet, der 
zum Zeitpunkt der Auseinandersetzung nach Absatz 1 für die 
Kostenverteilung gültig ist. 

§7 
Stellenplan und Mitarbeiter des Gemeindeamtes 

(1) Werden Mitarbeiter in das Kirchenbeamtenverhältnis beru­
fen, so ist Dienstgeber 
1. für den Leiter des Gemeindeamtes die Evangelische Mat­

thäus-Kirchengemeinde Hürth, 
2. für den stellvertretenden Leiter des Gemeindeamtes die 

Evangelische Kirchengemeinde Frechen, 
3. für einen weiteren Kirchenbeamten die Evangelische Kir-

chengemeinde Rodenkirchen. 

(2) Das Presbyterium der nach Absatz 1 zuständigen Kirchen­
gemeinde spricht die Berufung, Beförderung, überführung und 
Entlassung der Kirchenbeamten auf Beschluß des Gemeinde­
amtsausschusses aus; dieser bedarf dazu einer Mehrheit von 
mindestens zwei Dritteln seiner Mitglieder. Dies gilt auch für die 
Erklärung des Einverständnisses zur übernahme eines Kir­
chenbeamten. Im übrigen nimmt der Gemeindeamtsausschuß 
die Befugnisse des Dienstvorgesetzten wahr. 

(3) Die Stellen für die Angestellten, Arbeiter und Auszubilden­
den werden für die beteiligten Kirchengemeinden gemein­
schaftlich errichtet. 

§8 
Leiter des Gemeindeamtes 

(1) Der Leiter des Gemeindeamtes führt die Geschäfte der lau­
fenden Verwaltung. Ihm obliegt die Leitung des Dienstbetrie­
bes und die Verteilung der Geschäfte im Gemeindeamt. Die 
Mitarbeiter des Gemeindeamtes sind ihm unterstellt. 

(2) Der Leiter des Gemeindeamtes ist außerdem zuständig für 
die Erledigung aller sonstigen Aufgaben, die ihm auf Grund ge­
setzlicher Vorschriften übertragen sind. 

(3) Der Leiter des Gemeindeamtes ist für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Verwaltungsaufgaben nach § 2 verantwort­
lich. 

(4) Der Leiter des Gemeindeamtes nimmt mit beratender Stim­
me an den Sitzungen der Leitungsorgane teil. Er kann sich ver­
treten lassen. 

§9 
Änderung des Trägerverbundes 

(1) Weitere benachbarte Kirchengemeinden können dem Ge­
meindeamt angeschlossen werden, wenn alle Presbyterien 
der beteiligten Kirchengemeinden einverstanden sind und das 
Presbyterium der aufzunehmenden Kirchengemeinde dieser 
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Satzung zustimmt. Der Anschluß bedarf der Genehmigung 
durch das Landeskirchenamt und der Veröffentlichung im 
Kirchlichen Amtsblatt. 

(2) Bei einem Anschluß weiterer Kirchengemeinden werden 
die bei ihr tätigen Verwaltungsmitarbeiter, soweit erforderlich, 
in das Gemeindeamt übernommen. 

(3) Das Ausscheiden einer Kirchengemeinde aus dem Träger­
verbund des Gemeindeamtes ist nur mit einer Kündigungsfrist 
von achtzehn Monaten zum Ende eines Kalenderjahres mög­
lich, frühestens jedoch nach Ablauf von fünf Jahren Mitglied­
schaft. In diesem Fall regelt der Gemeindeamtsausschuß im 
Einvemehmen mit den Presbyterien des bisherigen Trägerver­
bundes unverzüglich die Auseinandersetzung. 

§10 
Schlußbestimmungen 

(1) Satzungen zur Änderung oder Aufhebung dieser Satzung 
sind nur durch übereinstimmende Beschlüsse der Presbyte­
rien aller beteiligten Kirchengemeinden möglich und bedürfen 
der Genehmigung des Landeskirchenamtes. 

(2) Diese Satzung tritt am 1. Januar 1990 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Satzung tür das Evangelische Gemeindeamt Köln-Süd 
vom 11. November 1987 (KABI. S. 284) außer Kraft. 

(3) Diese Satzung und Satzungen zu ihrer Änderung oder Auf­
hebung werden im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht. 

Köln, den 15. Dezember 1989 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

Das Presbyterium 
der Ev. Kirchengemeinde Frechen 

gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 
der Ev. Matthäus-Kirchengemeinde Hürth 

gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 
der Ev. Kirchengemeinde Rodenkirchen 

gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 
der Ev. Kirchengemeinde Rondorf 

gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 
der Ev. Kirchengemeinde Sürth-Weiß 

gez. Unterschriften 

Nach § 4 Abs. 3 des Verbandsgesetzes vom 18. Januar 1963 
(KABI. S. 71) in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Buchstabe ader 
Dienstordnung für das Landeskirchenamt vom 2. Oktober 1980 
(KABI. 1981 S. 40) wird die Satzung für das Evangelische Ge­
meindeamt Köln-Süd vom 15. Dezember 1989 hiermit geneh­
migt. 

Düsseldorf, den 29. Dezember 1989 

(Siegel) Evangelische Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 

Änderung der Satzung 
für das Evangelische Gemeinde- und 
Verwaltungsamt im Kirchenkreis Trier 

Nr.34911 Az.31 Trier 11-3-1 Düsseldorf, 29. Januar 1990 

Die Träger des bisherigen gemeinsamen Gemeinde- und 
Rentamtes des Kirchenkreises und der Kirchengemeinden im 
Kirchenkreis Trier haben die Änderung des Namens in Evan­
gelisches Gemeinde- und Verwaltungsamt im Kirchenkreis 
Trier beschlossen. 
Im Zusammenhang mit dieser Namensänderung wurden re­
daktionelle Änderungen vorgenommen und gewachsene in­
haltliche Aufgabenbereiche berücksichtigt. 

Die im Kirchlichen Amtsblatt 1975 Seite 32 veröffentlichte Sat­
zung für das Gemeinsame Gemeinde- und Rentamt des Kir­
chenkreises und der Kirchengemeinden im Kirchenkreis Trier 
wird durch die neugefaßte Satzung aufgehoben. 

Das Landeskirchenamt 

Satzung 
für das Evangelische Gemeinde-

und Verwaltungsamt im Kirchenkreis Trier 

Die Kreissynode des Kirchenkreises Trier und die Presbyterien 
der Kirchengemeinden Daun, Ehrang, Konz-Karthaus und 
Trier haben am 21. Oktober 1974 auf Grund des § 3 des Ver­
bandsgesetzes vom 18. Januar 1963 (KABt. S. 71) beschlos­
sen, ein Gemeinsames Gemeinde- und Verwaltungsamt ein­
zurichten. 

Für das Gemeinsame Gemeinde- und Verwaltungsamt gilt fol­
gende Satzung: 

§1 

(1) Träger des Gemeinsamen Gemeinde- und Verwaltungs­
amtes sind der Kirchenkreis Trier und die eingangs aufgeführ­
ten Kirchengemeinden. 

(2) Das Gemeinsame Gemeinde- und Verwaltungsamt führt 
die Bezeichnung "Evangelisches Gemeinde- und Verwal­
tungsamt im Kirchenkreis Trief". 

(3) Der Sitz des Evangelischen Gemeinde- und Verwaltungs­
amtes im Kirchenkreis Trier ist Trier. 

§2 

Das Evangelische Gemeinde- und Verwaltungsamt ist ge­
meinsame Verwaltungsstelle 
a) des Kirchenkreises Trier und seiner Einrichtungen 
b) der eingangs aufgeführten Kirchengemeinden 
c) sofern sie ihren Anschluß beschlossen haben (vgl. § 12): 

weitere Kirchengemeinden, selbständiger und unselbstän­
diger kirchlicher Einrichtungen im Kirchenkreis. 

§3 

(1) Das Evangelische Gemeinde- und Verwaltungsamt nimmt 
die Verwaltungsaufgaben der kirchlichen Körperschaften im 
Kirchenkreis Trief und der übrigen angeschlossenen kirchli­
chen Körperschaften wahr. 

(2) Der volle Verwaltungsanschluß ist eine Eingliederung als 
Gemeindeamtsgemeinde. Soweit das Amt die Aufgaben eines 
Gemeindeamtes wahrnimmt, gehören hierzu insbesondere: 
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a) allgemeine Verwaltungs- und Organisationsaufgaben 
b) das Personalwesen 
c) das Meldewesen 
d) das Kirchenbuchwesen 
e) das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 

(für Kameralistik und betriebswirtschaftliche Abrechnun­
gen) 

f) die VerffiÖgensverwaltung 
g) die Kirchensteuerverwaltung 
h) das Erledigen von Grundstücks- und Bauangelegenheiten. 

(3) Soweit das Amt einen eingeschränkten Aufgabenbereich 
wahrnimmt, gehören hierzu mindestens: 
a) das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 

(für Kameralistik und betriebswirtschaftliche Abrechnun­
gen) 

b) das_ Personalwesen einschließlich der Bearbeitung dienst-
rechtlicher Fragen 

c) das Meldewesen 
d) die Kirchensteuerverwaltung 
e) ein zentrales Schreibbüro. 

(4) Das Evangelische Gemeinde- und Verwaltungsamt ist für 
das gesamte Meldewesen im Kirchenkreis zuständig. 

(5) Weitere Verwaltungsaufgaben können dem Evangelischen 
Gemeinde- und Verwaltungsamt durch Beschluß des Verwal­
tungsausschusses übertragen werden. Die kirchlichen Körper­
schaften im Kirchenkreis Trier können die Hilfe des Evangeli­
schen Gemeinde- und Verwaltungsamtes auch für weitere 
Verwaltungsaufgaben in Anspruch nehmen. 

§4 

(1) Die Kosten des Evangelischen Gemeinde- und Verwal­
tungsamtes werden in einen nach den Bestimmungen der Ver­
waltungsordnung vom Verwaltungsausschuß aufzustellenden 
Haushaltsplan aufgenommen. Sie werden durch eigene Ein­
nahmen des Evangelischen Gemeinde- und Verwaltungsam­
tes, durch Beiträge der angeschlossenen Körperschaften und 
Einrichtungen sowie durch Zuschüsse gedeckt. 

(2) Die Beiträge der Gemeinden werden nach einem einheitli­
chen Schlüssel entsprechend dem Umfang der übertragenen 
Aufgaben vom Verwaltungsausschuß im Benehmen mit den 
Leitungsorganen der angeschlossenen Körperschaften und 
Einrichtungen festgesetzt. Das Meldewesen wird den nicht an­
geschlossenen und den nicht voll angeschlossenen Gemein­
den nach Gemeindegliederzahl des Vorjahres berechnet. 

§5 

(1) Soweit sich durch die Tätigkeit des Evangelischen Gemein­
de- und Verwaltungsamtes Vermögen bildet, gehört dieses 
den Trägem gemeinsam. Das gilt entsprechend für die Ver­
bindlichkeiten des Evangelischen Gemeinde- und Verwal­
tungsamtes. 

(2) Dritten gegenüber sind die Träger des Evangelischen Ge­
meinde- und Verwaltungsamtes in allen Angelegenheiten des 
Amtes Gesamtgläubiger oder Gesamtschuldner. Im Innenver­
hältnis wie auch im Fall einer Vermögensauseinandersetzung 
werden die Träger im Zweifel zu gleichen Teilen berechtigt und 
verpflichtet. 

§6 

(1) Leitung und rechtliche Vertretung des Evangelischen Ge­
meinde- und Verwaltungsamtes obliegen den vereinigten Lei­
tungsorganen der in § 1 genannten Träger. Zur gemeinsamen 
Beratung und Beschlußfassung ordnen die Leitungsorgane je 
ein Mitglied ab (Verwaltungsausschuß). Ein Mitglied wird von 

der Kreissynode und je ein Mitglied von jeder Kirchengemein­
de, die nach § 1 ,Abs. 1 , Träger des Evangelischen Gemeinde­
und Verwaltungsamtes ist, für die Dauer einer Wahlperiode ge­
wählt; für diese Mitglieder ist je ein(e) Stellvertreter(in) zu wäh­
len. 

(2) Der Verwaltungsausschuß wählt seine(n) Vorsitzende(n) 
und dessen Stellvertreter(in). 

§7 

(1) Für die Verhandlungen und die Beschlußfassung durch den 
Verwaltungsausschuß gelten die Vorschriften der Kirchenord­
nung über das Verfahren in den Presbyterien (Art. 116, Abs. 2 
und 3 und 117 bis 123, der Kirchenordnung) sinngemäß. 

(2) Der/die Leiter(in) des Verwaltungsamtes nimmt an den 
Sitzungen beratend teil. 

§8 

Dem Verwaltungsausschuß obliegt die verbindliche Regelung 
aller Angelegenheiten des Evangelischen Gemeinde- und Ver­
waltungsamtes, insbesondere 
a) Regelung der Personalangelegenheiten des Evangeli­

schen Gemeinde- und Verwaltungsamtes einschließlich 
der Berufung der Beamten und Regelung der Dienstver­
hältnisse der Angestellten. 

b) Aufstellung und Feststellung des Haushaltsplanes für das 
Evangelische Gemeinde- und Verwaltungsamt, Genehmi­
gung überplanmäßiger Ausgaben, Festsetzung der Ko­
stenanteile gern. § 4 dieser Satzung, Abnahme der Jahres­
rechnungen und Durchführung der vorgeschriebenen Kas­
senprüfungen ; der Stellenplan wird durch die Kreissynode 
und das Presbyterium der Kirchengemeinde Trier durch 
übereinstimmende Beschlüsse errichtet. 

c) Führung der Aufsicht über die Beamten und Angestellten 
des Evangelischen Gemeinde- und Verwaltungsamtes. 

d) Einrichtung und Ordnung des Evangelischen Gemeinde­
und Verwaltungsamtes, Regelung seines Aufgabenkreises 
und Aufstellung einer Geschäftsordnung sowie deren Än­
derung. 

§9 

(1) Alle für den Rechtsverkehr bedeutsamen Urkunden, die die 
vereinigten Leitungsorgane in Angelegenheiten des Evangeli­
schen Gemeinde- und Verwaltungsamtes ausstellen, müssen 
unter Anführung des betreffenden Beschlusses des Verwal­
tungsausschusses unterschrieben und mit dem Siegel des Kir­
chenkreises Trier versehen sein. Hierdurch wird Dritten gegen­
über die Gesetzmäßigkeit der Beschlußfassung festgelegt. 

(2) Die Rechte und Pflichten der Leitungsorgane für ihren eige­
nen, vom Evangelischen Gemeinde- und Verwaltungsamt 
wahrzunehmenden Geschäftskreis werden durch diese Sat­
zung nicht berührt. 

§10 

(1) Für die Geschäftsführung des Evangelischen Gemeinde­
und Verwaltungsamtes geiten die Bestimmungen der Verwal­
tungsordnung. 

(2) Die dem Evangelischen Gemeinde- und Verwaltungsamt 
übertragenen Verwaitungsgeschäfte sind für jede Körper­
schaft und Einrichtung gesondert auszuführen. Die Buch- und 
Vermögensbestände sind getrennt auszuweisen und nur den 
Berechtigten zugänglich. 

§ 11 

Alle tür das Evangelische Gemeinde- und Verwaltungsamt zu 
errichtenden Beamten- und AngestelltensteIlen werden auf die 
Trägerkörperschaften (§ 1) in Gemeinschaft übertragen. 
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§12 

(1) Ober den Anschluß weiterer Körperschaften oder Einrich­
tungen (vgl. § 2 c) beschließt der Verwaltungsausschuß. 

(2) Das Ausscheiden einer angeschlossenen Körperschaft 
oder Einrichtung aus dem Verwaitungsverbund und des Evan­
gelischen Gemeinde- und Verwaltungsamtes (§ 2 c) ist nur mit 
einer Kündigungsfrist von 18 Monaten zum Ende eines Kalen­
derjahres möglich. 

§13 
Diese Satzung tritt nach Genehmigung durch die Kirchenlei­
tung mit Wirkung vom 1. Januar 1990 in Kraft. Sie kann nur 
durch übereinstimmende Beschlüsse der Trägerkörperschaf­
ten geändert werden (siehe § 1). Änderungen und Aufhebun­
gen bedürfen der Genehmigung der Kirchenleitung. 

§14 
Die Satzung wird im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht. Das 
gleiche gilt für Änderungen und die Aufhebung dieser Satzung. 

Genehmigt von der Kreissynode Trier am 10. Oktober 1989. 

Stipshausen, den 10. Oktober 1989 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 

(Siegel) 
Nr.34911 

Kirchenkreis Trier 
der Kreissynodalvorstand 

gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 
der Ev. Kirchengemeinde Ehrang 

gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 
der Ev. Kirchengemeinde Trier 

gez. Unterschriften 

Das Presbyterium 
der Ev. Kirchengemeinde Daun 

gez. Unterschriften 

Das Presbyterium der 
Ev. Kirchengemeinde Konz-Karthaus 

gez. Unterschriften 

Genehmigt 

Düsseldorf, den 28. Januar 1990 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 

Ordnung der Magisterprüfung 
an der Kirchlichen Hochschule Wuppertal 

Nr. 19296/86 Az. 13-1-3-13-1 Düsseldorf, 29. Januar 1990 

Nachstehend geben wir die Ordnung der Magisterprüfung an 
der Kirchlichen Hochschule Wuppertal bekannt. 

Die Ordnung der Magisterprüfung ist durch die satzungsmäßi­
gen Organe der Kirchlichen Hochschule Wuppertal verab­
schiedet worden. Die Leitung der Evangelischen Kirche im 
Rheinland hat die Ordnung der Magisterprüfung in ihrer Sit-

zung am 17. Juli 1986 genehmigt und somit ihre Gleichwertig-
-keifgemaß§-'f18Absati 3-des Gesetzes über die Wissen­
schaftlichen Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 20. November 1979, zuletzt geändert am 18. Dezember 
1984, festgestellt. 

Das Landeskirchenamt 

Ordnung der Magisterprüfung 
an der Kirchlichen Hochschule Wuppertal 

Vom 16. Juni 1986 

§1 
zweck der Magisterprüfung 

Studenten und Studentinnen der evangelischen Theologie 
können durch die Magisterprüfung den akademischen Grad 
"Magister der Theologie" (Mag. theol.) erwerben. Die Prüfung 
dient dem Nachweis gründlicher theologischer Fachkenntnis­
se und vertiefter wissenschaftlicher Urteilsfähigkeit. 

§2 
Das Prüfungskollegium und die Prüfungskommission 

Die Magisterprüfung wird von den Hochschullehrem der Kirch­
lichen Hochschule Wuppertal durchgeführt. Sie bilden unter 
Vorsjtz des Rektors das Prüfungskollegium. Das Prüfungskol­
legium entscheidet über die Zulassung zur Magisterprüfung 
und bildet aus seiner Mitte die Prüfungskommission tür die 
schriftliche und mündliche Prüfung, die aus einem Vorsitzen­
den, der nicht prüft, je einem Prüfer tür jedes Prüfungsfach und 
dem zweiten Gutachter für die Magisterschrift besteht. 

In besonderen Fällen können auch Hochschullehrer, die an der 
Kirchlichen Hochschule Wuppertal gelehrt haben, oder Hoch­
schullehrer einer anderen wissenschaftlichen Hochschule, in 
die Prüfungskommission berufen werden. 

Bei Verhinderung eines Mitglieds der Prüfungskommission re­
gelt das Rektorat die Vertretung. 

§3 
Zulassung zur Magisterprüfung 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Magisterprüfung ist schriftlich 
an den Rektor zu richten. 

(2) Die Zulassung zur Magisterprüfung setzt ein mindestens 
achtsemestriges Studium der evangelischen Theologie ein­
schließlich bestandener Sprachprüfungen in Latein, Grie­
chisch und Hebräisch voraus. Der Bewerber muß mindestens 
zwei Semester an der Kirchlichen Hochschule studiert haben. 

(3) Dem Antrag auf Zulassung sind beizufügen: 
a) handgeschriebener Lebenslauf des Bewerbers, aus dem 

vor allem sein Bildungsgang hervorgeht; 
b) Nachweis der Zugehörigkeit zu einer im Ökumenischen Rat 

der Kirchen vertretenen Konfession; 
c) Nachweis über die Zugangsberechtigung zum Studium an 

einer wissenschaftlichen Hochschule; 
d) Zeugnisse der Sprachprüfungen nach § 3 (2); 
e) Nachweis über das Studium und wissenschaftliche Prüfun­

gen; 
f) polizeiliches Führungszeugnis, wenn seit der Exmatrikula­

tion mehr als drei Monate vergangen sind und der Bewerber 
nicht im kirchlichen oder öffentlichen Dienst steht; 

g) eine Erklärung darüber, ob und mit welchem Erfolg der Be­
werber sich bereits an anderen Prüfungen zum Studienab­
schluß oder zur Erlangung akademischer Grade unterzo­
gen hat. 
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(4) Die Gleichwertigkeit seines Studiums im nichtdeutschspra­
chigen Ausland hat der Bewerber durch Zeugnisse nachzuwei­
sen, die den Zulassungsvoraussetzungen zur Ersten Theologi­
schen Prüfung entsprechen müssen. Bestehen Zweifel an der 
Gleichwertigkeit der vorgelegten ausländischen Zeugnisse, so 
soll eine gutachtliche Stellungnahme eingeholt werden. 

(5) über Ausnahmen von den Zulassungsvoraussetzungen, 
besonders bei ausländischen Bewerbern, entscheidet das 
Prüfungskollegium. 

§4 
Umfang der Magiaterprüfung 

(1) Die Magisterprüfung umfaßt folgende PfÜfungsteile: 
a) Magisterschrift (§ 5) 
b) schriftliche und mündliche Prüfung (§ 6) 

(2) Die PfÜfungsfächer (§ 6) sin.d: 
a) Altes Testament 
b) Neues Testament 
c) Kirchen- und Dogmengeschichte 
d) Systematische Theologie (Dogmatik/Ethik) 
e) Praktische Theologie 
f) Missions- und Religionswissenschaft i>0wie Ökumenik 
g) Philosophie 

(3) Die Magisterprüfung findet in deutscher Sprache statt. In 
begründeten Fällen kann das Prüfungskollegium auf Antrag 
des Kandidaten die Abfassung der schriftlichen Arbeiten in 
englischer oder französischer Sprache zulassen. 

§5 
Magisterschrift 

(1) Der Kandidat hat eine schriftliche Arbeit (Magisterschrift) 
aus einem der in § 4 Absatz 2 Buchstaben a - f genannten Prü­
fungsfächer anzufertigen; die seine Befähigung zur wissen­
schaftlichen Arbeit und zur selbständigen theologischen Ur­
teilsbildung nachweist. Sie darf noch zu keinem Prüfungs­
zweck eingereicht und soll noch nicht veröffentlicht sein. 

(2) Das Prüfungskollegium beschließt das Thema der Magi­
sterschrift unter Berücksichtigung eines Vorschlages, der zwi­
schen dem Kandidaten und einem Mitglied des Prüfungskolle­
giums oder einem ehemaligen Hochschullehrer der Kirchlichen 
Hochschule Wuppertal abgesprochen wurde. 

(3) Die Frist für die Anfertigung der Magisterarbeit darf sechs 
Monate nicht überschreiten. Das Thema und die AufgabensteI­
Jung der Magisterarbeit müssen so lauten, daß die zur Bearbei­
tung vorgesehene Frist eingehalten werden kann. Im Einzelfall 
kann auf begründeten Antrag das Prüfungskollegium die Bear­
beitungszeit ausnahmsweise bis zu drei Monaten verlängern. 

(4) Die Prüfungskommission bestellt mindestens zwei Gutach­
ter. Der Hochschullehrer, mit dem der Kandidat den Themen­
vorschlag vereinbart hat, wird in jedem Falle zum Gutachter 
bestellt. Die Gutachten sollen innerhalb von drei Monaten vor­
liegen. 

(5) Die Gutachten liegen mit der Magisterschrift vier Wochen 
zur Einsichtnahme durch die Mitglieder des Prüfungskolle­
giums aus. Auf Grund eines Vorschlages der Prüfungskom­
mission entscheidet das Prüfungskollegium über Annahme 
und Benotung der Magisterschrift. 
Die Note kann lauten: sehr gut (1)-gut (2) -befriedigend (3)­
ausreichend (4). 
Wird die Magisterschrift abgelehnt, so ist die Magisterprüfung 
nicht bestanden. 

§6 
Schriftliche und mündliche Prüfung 

(1) Nach Annahme der Magisterschrift setzt der Vorsitzende 
der Prüfungskommission im Benehmen mit dem Kandidaten 
die Termine für die schriftliche und mündliche Prüfung sowie 
die einzelnen Prüfungsfächer fest. Die in § 4, Absatz 2, Buch­
staben a - e, genannten Prüfungsfächer sind in jedem Fall zu 
prüfen. 
Dem Kandidaten stehen für jede Klausur vier Stunden zur Ver­
fügung. Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt in jedem 
Fach mindestens zwanzig, im Fach der Magisterarbeit bis zu 
40 Minuten. 
Die Mitglieder des Prüfungskollegiums haben das Recht, an 
der mündlichen Prüfung teilzunehmen. 

(2) Der Kandidat hat je eine Klausur in vier der in § 4, Absatz 2, 
Buchstaben a - f genannten Prüfungsfächer zu schreiben. Da­
bei entfällt das Fach, dem das Thema der Magisterschrift zuzu­
ordnen ist. Auf jeden Fall ist eine Klausur im Fach Altes Testa­
ment oder Neues Testament zu schreiben. Die Klausur im 
Fach Systematische Theologie kann nur dann entfallen, wenn 
das Thema der Magisterschrift der Systematischen Theologie 
zuzuordnen ist. 
Die Zahl der Klausuren kann bei Kandidaten, die ihr Studium 
mit einer wissenschaftlichen theologischen Prüfung abge­
schlossen haben, durch die Prüfungskommission bis auf zwei 
vermindert werden, darunter mindestens'eine in einem exege­
tischen Fach. Die Klausur im Fach Systematische Theologie 
kann nur dann entfallen, wenn das Thema der Magisterschrift 
der Systematischen Theologie zuzuordnen ist. 

(3) Für jede Klausur werden drei Themen zur Auswahl gestellt. 
Sie sind so zu fassen, daß der Kandidat sie mit Hilfe des Grund­
wissens und der methodischen Fähigkeiten, die er sich wäh­
rend seines Studiums erworben haben soll, bearbeiten kann. In 
den exegetischen Fächern gehört die Übersetzung eines bibli­
schen Textes zur Aufgabestellung der Klausur. 
Die Klausurthemen und die zugelassenen Hilfsmittel werden 
auf Vorschlag des Prüfers vom Vorsitzenden der Prüfungs­
kommission festgestellt. 

(4) Jede Klausur ist von dem Prüfer und einem anderen Mit­
glied des Prüfungskollegiums zu beurteilen. Der Vorsitzende 
der Prüfungskommission stellt im Rahmen dieser Beurteilung 
die Note fest. 

(5) Der Kandidat kann bei der Meldung zur Magisterprüfung 
Studienschwerpunkte der einzelnen Fächer angeben, die bei 
der mündlichen Prüfung angemessen berücksichtigt werden 
können. Darüber hinausgehende Absprachen sind nicht zuläs­
sig. 

(6) Die mündliche Prüfung umfaßt fünf der in § 4, Absatz 2 ge­
nannten Prüfungsfächer, darunter das Fach, dem das Thema 
der Magisterschrift entnommen ist, das Fach Systematische 
Theologie und mindestens ein exegetisches Fach. 

(7) Kandidaten, die ihr Studium mit einem ersten Staatsexa­
men für das Lehramt an Gymnasien bzw. an der Sekundar­
stufe !I abgeschlossen haben, können beantragen, daß in der 
mündlichen Prüfung ein für das Lehramtsstudium vorgesehe­
nes Fach, das in die Erste Staatsprüfung des Kandidaten ein­
bezogen war, an die Stelle eines theologischen Faches treten 
soll. Die Entscheidung trifft das Prüfungskollegium. 

(8) Die Noten der mündlichen Prüfung setzen die anwesenden 
Mitglieder der Prüfungskommission fest. 

(9) Die Einzelleistungen der schriftlichen und der mündlichen 
Prüfung werden wie folgt bewertet: sehr gut (1) - gut (2) - be-
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friedigend (3) - ausreichend (4) - mangelhaft (5) - ungenü­
gend (6). Zwischen noten sind zulässig. 

(10) Lautet das Ergebnis in der Klausur oder in der mündlichen 
Prüfung eines Prüfungsfaches nicht mindestens "ausreichend 
(4)", so kann durch die jeweils andere Prüfungsleisrung (gem. 
§ 4 (1) b) ein Ausgleich geschaffen werden, sofern dort die Ein­
zelleistung mit "befriedigend (3)" oder besser bewertet wird. 

(11 ) Falls im schriftlichen und mündlichen Prüfungsteil nur eine 
schriftliche oder nur eine mündliche Prüfung vorzusehen ist 
und die entsprechende Prüfungsleistung nicht mindestens mit 
"ausreichend (4)" bewertet wird, so ist dieses Prüfungsfach 
nicht bestanden. Ein Ausgleich mit anderen Prüfungsfächern 
findet nicht statt. 

(12) Lautet das Ergebnis des schriftlichen und mündlichen Prü­
fungsteils in mehr als einem Prüfungsfach nicht mindestens 
"ausreichend (4)", so ist dieser Prüfungsteil nicht bestanden. 

(13) Die schriftliche und mündliche Prüfung kann einmal wie­
derholt werden. Die Wiederholung soll nicht vor Ablauf von 
sechs Monaten, spätestens jedoch nach einem Jahr erfolgen. 
Die Prüfungskommission entscheidet darüber, ob und welche 
Leistungen der nicht bestandenen Prüfung angerechnet wer­
den. Lautet das Ergebnis auch der wiederholten schriftlichen 
und mündlichen Prüfung in mehr als einem Prüfungsfach nicht 
mindestens "ausreichend (4)", so ist die Magisterprüfung nicht 
bestanden. 

§7 
Ergebnis der Magisterprüfung 

(1) Auf Grund einer zusammenfassenden Beurteilung aller 
Prüfungsleistungen des Kandidaten durch die Prüfungskom­
mission stellt das Prüfungskollegium das Gesamtergebnis der 
Magisterprüfung fest. Die Gesamtnote kann lauten wie folgt: 
sehr gut bestanden - gut bestanden - befriedigend bestanden 
- bestanden. 
Sind alle Leistungen der Magisterprüfung mit der Note "sehr 
gut (1)" bewertet worden, so lautet die Gesamtnote "mit Aus­
zeichnung bestanden". 

(2) über die bestandene Magisterprüfung erhält der Kandidat 
eine Urkunde, die der Rektor unterzeichnet und mit dem Siegel 
der Kirchlichen Hochschule Wuppertal versieht. Durch diese 
Urkunde wird dem Kandidaten der akademische Grad "Magi­
ster der Theologie" (Mag. theol.) verliehen. Die Urkunde ent­
hält die Gesamtnote der Magisterprüfung. Ihr wird ein Prü­
fungszeugnis beigefügt, das die Noten der einzelnen Prü­
fungsleistungen enthält. 

§8 
Ordnungswidriges Verhalten 

(1) über die Folgen eines ordnungswidrigen Verhaltens des 
Kandidaten entscheidet das Prüfungskollegium. 

(2) Hat der Kandidat eine Täuschung oder einen Täuschungs­
versuch begangen, so führt dies 
a) im Falle der Magisterschrift zur Ablehnung der Arbeit 
b) im Falle der schriftlichen und mündlichen Prüfung zur Be­

wertung der Einzelleistungen mit der Note "ungenügend 
(6)". 

(3) Die Magisterprüfung kann im Einvernehmen mit dem Hoch­
schulrat durch das Prüfungskollegium für ungültig erklärt wer­
den, wenn sich die Täuschung nachträglich herausstellt. Mit 
der Ungültigkeitserklärung ist der Grad "Magister der Theolo­
gie" entzogen. 
Im übrigen kann die. Aberkennung des Magistergrades nur 
nach den geltenden Bestimmungen des staatlichen Rechts er­
folgen. 

§9 
Inkrafttreten 

Diese Ordnung der Magisterprüfung tritt nach Genehmigung 
durch die Leitung der Evangelischen Kirche im Rheinland am 
Tage nach der Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt der 
Evangelischen Kirche im Rheinland in Kraft. 

Theologische Fortbildung 
für Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, 
Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 

Nr. 695 Az. 13-2-4-4 Düsseldorf, 6. Februar 1990 

Angebot der Evangelischen Jugendakademie, Radevorm­
waId, Herbst 1990 bis 1992 (6. Seminarreihe) 

Die Evangelische Jugendakademie Radevormwald bietet für 
Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter und Sozialpädagoginnenl 
Sozialpädagogen, die in kirchlichen Arbeitsfeldern tätig sind, 
eine Seminarreihe an, deren allgemeines Ziel es ist, an Fach­
hochschulen ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit 
wesentlichen Fragestellungen im Bereich von Kirche und 
Theologie bekannt zu machen. 

Die Seminarreihe vermittelt dazu erforderliche Kenntnisse. Sie 
orientiert sich an praktischen Fragen der Gemeindearbeit und 
bezieht theologische Grundfragen und das Kennenlernen und 
die Auseinandersetzung mit biblischer Tradition ein. Sie ist 
konzipiert als eine Fortbiidungsveranstaltung für nicht kirchlich 
ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der kirchli­
chen Jugend- und Sozialarbeit, die sich mit wichtigen Aspekten 
ihres christlichen Glaubens auseinandersetzen wollen, um so 
ihr eigenes Handlungsfeld/ihre eigenen Handlungsmöglich­
keiten innerhalb der Gemeinde, der Kirche besser erkennen, 
bestimmen und begründen zu können. 

Struktur: Die Seminarreihe besteht aus insgesamt 64 Stu­
dientagen. Sie wird sich über knapp zwei Jahre erstrecken. Die 
Aufgliederung im einzelnen ist aus der Übersicht zu entneh­
men. 

Zertifikat: Teilnehmem, die an der gesamten Fortbildungsrei­
he teilgenommen haben, wird ein von den Gliedkirchen der 
Evangelischen Kirche der Union anerkanntes Zertifikat ausge-

-~ . 
Seminarinhalte: Im folgenden werden Inhalte der Seminarar­
beit genannt. Die Zuordnung zu einzelnen Kursabschnitten wie 
auch die inhaltliche Beschreibung der einzelnen Themenberei­
che wird zu Seminarbeginn gemeinsam mit den Teilnehmern 
präzisiert werden. 

Für die Kursarbeit insgesamt gilt, daß die Interessen der T eil­
nehmer und damit auch ihre Lebens- und Arbeitssituation Aus­
wahl und Gestaltung der einzelnen Kursinhalte weitgehend be­
stimmen werden. 

Folgende Fragestellungen begleiten - ggf. mit anderen, von 
den Kursteilnehmerinnen und Kursteilnehmern noch zu nen­
nenden - das Kursgeschehen : 
- Analyse der Arbeitsplatzsituation der Teilnehmer sowie der 

Auswirkungen auf den privaten Bereich 
- Klärung eigener und fremder Erwartungen an Personen und 

Arbeit der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters in der Kirche 
- Klärung eigener religiöser und kirchlicher Sozialsituation. 
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Für die einzelnen Kursabschnitte sind folgende inhaltliche 
Schwerpunkte geplant: 

1. Kursabschnitt 
Mo. 17. September 1990 bis Fr. 21. September 1990 

Die Mltarbeiterin/der MItarbeiter in der Kirche 

- Auseinandersetzung der Teilnehmer mit eigener religiöser 
Sozialisation 

- Bekanntmachung mit prägenden Strukturen (Kirchenge­
meinde/Kirchenkreis/Landeskirche) 

- Begründung und Möglichkeit von Sozialarbeit in der Kirche/ 
Einbringung der Praxisfelder der Teilnehmerinnen 

- Rechtfertigungsglaube und Leistungsdenken 
das "Recht der Arbeit", das Problem der Arbeitslosigkeit und 
ihre Bedeutung für das Handeln in der Kirche 

2. Kursabschnitt 
Frühjahr 1991 

Auseinandersetzung 
mit zentralen biblisch-theologischen Themen 

- Jesus Christus - Heil der Welt 
Aussagen des Neuen Testamentes zur Christologie und 
Möglichkeit der "übersetzung" in Fragestellung der Sozial­
arbeit hinein 

- Gott und Gottesbilder in biblischer überlieferung/Orientie­
rungen in einer gottlosen Welt 

- Grunderfahrungen der Menschen (z. B. Schuld, Vergebung, 
Krankheit, Heilung und Heilen) 

3. Kursabschnitt 
1991 

Die Bedeutung der Kirchengeschichte für die 
Auseinandersetzung mit ethischen Fragen der Gegenwart 

- Kirchengeschichtliche Entwicklungen, besonders in der Zeit 
seit 1945, die für die Kirche in ihrer heutigen Gestalt prägend 
sind 

- überlegungen zum Verhältnis von Staat und Kirche in der 
Bundesrepublik 

- Frieden und Abrüstung: überlegung zur Begründung des 
Friedensengagements von Christen 

- Schöpfungsglaube und Okologie 

4. Kursabschnitt 
1991 

Die Kirche und ihre Verkündigung: 

- überlegungen zu Entstehung und Bedeutung religiöser 
Sprache und gottesdienstlicher Formen 

- Beobachtungen zu religiöser Sprache/gottesdienstlichen 
Formen im Alten und Neuen Testament 

- Kennenlernen und analysieren heutiger Modelle von (Ju-
gend-) Gottesdiensten, Andachten u. a. 

- Analyse neuer geistlicher Lieder 
- Möglichkeiten der Anwendung tür eigene Praxis 

5. Kursabschnitt 
1992 

Die Kirche in Deutschland im Horizont der Ökumene 

- Entstehung und Bedeutung des Okumenischen Rates der 
Kirchen 

- Schwerpunkte theologischer Arbeit in Entwicklungsländern: 
- schwarze Theologie 
- Theologie der Befreiung 
- Theologie der Armen 

- Entwicklung und Konkretisierung von Fragestellungen im 
Blick auf den eigenen - europäischen - Kontext 

6. Kursabschnitt 
1992 

Praxisfragen 
(über Form und Struktur wird zu Beginn des Seminars gemein­
sam beraten) 
- Beratung eigener Praxismodelle 
- Impulse aus eigener Erfahrung 
- Kann meine Theorie meine Praxis, kann meine Praxis meine 

Theorie rechtfertigen? 
- Lernen durch praktische Anschauung 

Kursbegleiter: Marten Marquardt, Dr. Wolfgang Saulheimer 

Anmeldung und Kosten: Anmeldungen sind auf dem Dienst­
weg an das Landeskirchenamt der Evangelischen Kirche im 
Rheinland, Hans-Böckler-Straße 7, 4000 Düsseldorf 30, zu 
richten. 

Der Anmeldung sind folgende Unterlagen beizufügen: 
a) Zeugnis über den Abschluß des Studiums an der Fach­

hochschule 
b) Urkunde über die staatliche Anerkennung als Sozialarbei­

terin/Sozialarbeiter, Sozialpädagogin/Sozialpädagoge 
c) Dienstanweisung 
d) Bescheinigung des Arbeitgebers über die Freistellung vom 

Dienst für die Teilnahme an der Fortbildung unter Fortzah­
lung der Vergütung. 

e) Erklärung, ob ein eigener Hausstand vorhanden ist/nicht 
vorhanden ist. 

Für die Teilnahme wird ein Teilnehmerbeitrag von 6,60 DM (für 
Mitarbeiter mit eigenem Hausstand) bzw. 13,20 DM (für Mitar­
beiter ohne eigenen Hausstand) je Kaler'ldertag erhoben. 

Anmeldeschluß: 30. April 1990 

Das Landeskirchenamt 

Lehrgang für Küster 

Nr. 35119 Az. 13-14-1-1 Düsseldorf, 3. Januar 1990 

Die Arbeitsgemeinschaft Rheinischer Küster führt in Verbin­
dung mit dem Landeskirchenamt Fortbildungslehrgänge für 
Küster und Küsterinnen der Evangelischen Kirche im Rhein­
land durch. Der Lehrgang besteht aus vier Kursen, die jeweils 
eine Woche dauern. Die Kurse sollen in einem Zeitraum von 
4 Jahren absolviert werden. Der erste Teil (Einführungslehr­
gang) findet in der Zeit vom 30. April bis 5. Mai 1990 in der 
Evangelischen Akademie "Haus der Begegnung" in Mülheim 
a. d. Ruhr statt. Eingeladen sind alle Küster und Küsterinnen im 
Haupt- und Nebenberuf, die bisher noch an keinem Lehrgang 
teilgenommen haben. Anmeldungen sind umgehend, späte­
stens jedoch bis 15. März 1990 mit Angabe der genauen An­
schrift und der Anstellungsgemeinde zu richten an: 
Karl Fischer, Calvinstraße 11 , 4000 Düsseldorf 13, 
Telefon (0211) 7103340. 

Die Kosten für den ersten Teil des Lehrgangs betragen unter 
Berücksichtigung eines Zuschusses der Landeskirche ca. 
185,- DM zuzüglich Fahrtkosten. Es bestehen keine Beden­
ken, wenn der auf die Teilnehmer entfallende Kostenanteil un­
ter Beachtung von Nr. 2.3 der Verwaltungsvorschriften zu § 23 
des Landesreisekostengesetzes KF aus der Kasse der Anstel­
lungsgemeinde gezahlt wird. Da der Lehrgang zur Fortbildung 
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der Küster dient, empfehlen wir die Teilnahme und bitten die 
Presbyterien, den in Frage kommenden Mitarbeitern die Teil­
nahme zu ermöglichen und ihnen für die Zeit des Lehrgangs 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der Vergütung zu gewäh­
ren (§§ 1.7 und 18 Abs. 2 der Küsterordnung vom 10. Oktober 
1986 - RS 970 -). 

Im Einführungslehrgang werden folgende Themen behandelt: 
Agendarische Ordnung unseres Gottesdienstes, Bibelkunde, 
Altardienst, Aufbau der Evangelischen Kirche im Rheinland 
nach der Kirchenordnung, Dienstrecht der kirchlichen Mitarbei­
ter, Einführung in den Küsterdienst, Erhaltung und Pflege 
kirchlicher Gebäude, Anleitung zu kleineren Reparaturen, Blu­
menschmuck in Kirche und Gemeindehaus, Versammlungs­
stättenverordnung - Verhütung von Unfällen. 

Das Landeskirchenamt 

Bestandene Abschlußprüfungen 

Die Abschlußprüfung für den Beruf des kirchlichen Verwal­
tungsfachangestellten haben bestanden: 

Jod eie j t, Dirk, Bad Kreuznach 
Kunkel, Simone, Köln 
Wo It er, Petra, Bonn 

Rumänienhilfe 1990 

Nr. 370811 Az.12-10-7-3 Düsseldorf, 15. Februar 1990 

Vom Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland erreichen uns die nachstehenden "Hinweise für 
Transporte" und "Hilfsmäglichkeiten" für die Rumänienhilfe, 
die wir hiermit allen Kirchengemeinden und Kirchenkreisen zur 
Kenntnis geben: 

Hinweise für Transporte 

1. Vorherige Absprache mit dem Empfänger treffen 
- was wird gebraucht? 
- wie erfolgt die Verteilung? 
- Termin für die Anlieferung! 
- vorherige Information über die Ladung! 

2. Fahrer und Begleitpersonen benötigen gültigen Reisepaß, 
das Transitvisurn für Ungarn und das Einreisevisum für 
Rumänien bekommt mall kostenlos an der Grenze. 
Für Fahrzeuge ist die grüne Versicherungskarte erforder­
lich. Kommerzielle LKWs brauchen für Österreich, Un­
garn und Rumänien je eine Durchfahrtgenehmigung. 

3. Es empfiehlt sich ein offizielles Schreiben als Schen­
kungsurkunde mit angehefteter Ladeliste mitzunehmen. 

4. Falls beim Finanzamt Erstattung der Mehrwertsteuer be­
antragt werden soll, sind bei der Ausfuhr Rechnungsko­
pien beim Zoll vorzulegen. Bei mehreren Rechnungen 
empfiehlt sich eine Belegzusammenstellung. Die Empfän­
ger sollten die übernahme der Ware bestätigen. Die grü­
nen Zollausfuhrbescheinigungen sind bei Speditionen, 
größeren Firmen oder beim Zollamt zu erhalten. 

5. Bei der Auswahl der Transportfahrzeuge sollte darauf ge­
achtet werden, daß eine Zollverplombung angebracht 
werden kann, da dies die Grenzformalitäten erleichtert. 

Große Sattelschlepper können oft nicht auf den schlechten 
Straßen bis zu den entlegenen Ortschaften fahren. 

6. Für Dieselkraftstoff in Ungarn und in Rumänien sind vorher 
an der jeweiligen Grenze Gutscheine zu kaufen. 
In Rumänien gibt es in verschiedenen Städten bei unter­
schiedlichen Voraussetzungen kostenlose Möglichkeiten 
zum Tanken. Für Dieselkraftstoff empfiehlt es sich Zusatz­
mittel mitzunehmen (Aditiv und Frostschutz). 

7. Es empfiehlt sich eine Röt-Kreuz-Kennzeichnung am 
Fahrzeug anzubringen. Diese können selbst angefertigt 
werden, sie sind auch bei der zentralen Leitsteile in Buda­
pest, oder bei der Rot-Kreuz-Leitstelle in Mako zu bekom­
men. 

8. Der Ökumenische Rat der Kirchen in Ungarn unterhält in 
seinem Büro in Budapest {Szabadsag ter. 2} eine zentrale 
Leitstelle, die aktuelle Informationen weitergibt und Aus­
kunft über Gemeinden, Heime und Krankenhäuser gibt. 
(Telefon 0036-1-131 01 01 + 1114862, Telefax 0036-
1-1 31 2389, in Ungarn gilt dieVorwahl 06 für Budapest.) 

9. Die Johanniter-Unfall-Hilfe bietet in Budapest eine sehr 
einfache übernachtungsmöglichkeit an (Anschrift: Alagi 
ter. 13, im 15. Bezirk). Die Anfahrt ist schwierig zu finden. 
Schlafräume mit 20 Betten. Anmeldung vorher bei der 
Leitstelle. Preiswerte Hotels sind auf der Strecke zur Gren­
ze zu finden, man spart Zeit und hat einen erholsameren 
Schlaf. 

10. Es empfiehlt sich gutes Kartenmaterial für Rumänien mit­
zunehmen. Ein Dolmetscher ist unbedingt zu empfehlen. 

11. Das Fahren bei Dämmerung und Dunkelheit ist in Rumä­
nien sehr risikoreich. Unbeleuchtete Fuhrwerke, Fahrrä­
der und auch Autos trifft man ständig auf den Straßen. Un­
berechenbare Reaktionen bei Fußgängern müssen be­
achtet werden. Ein Unfall mit Personenschaden kann für 
den Fahrer erhebliche Schwierigkeiten nach sich ziehen. 

HiHsmäglichkeiten 

1. Individuelle Paketsendungen sind mit der Post oder der 
Bahn möglich. Sie müssen vom Empfänger jeweils beim 
Zollamt in der Kreisstadt abgeholt werden. 
Ab 1. Februar 1990 sollen die Postgebühren um den Trans­
portkostenanteil innerhalb der BRD ermäßigt werden. Nä­
here Auskunft erteilen die Postämter. 

2. Verschiedene Privatunternehmer bieten Transportmöglich­
keit von Paketen mit Zustellung zu dem Empfänger an. Dies 
ist für alte oder behinderte Empfänger, sowie für Dorfbe-
wohner von großem Vorteil. . . ' 
Diese Firmen inserieren in der Siebenbürgischen Zeitung. 

3. Die bekannten Geschenkdienstfirmen werden in Kürze wie­
der Lebensmittelstandardpakettypen anbieten, die von ei­
nem Zollager in Oradea aus als Inlandspakete den Empfän­
gern zum örtlichen Zustellpostamt geschickt werden. 

4. In den rumänischen Devisenshops werden keine Lebens-
mittel mehr angeboten. . 

5. Hilfsgüter können in Privatfahrzeugen, oder mit größeren 
Transportfahrzeugen (zur Zeit zollfrei) eingeführt werden. 

Das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land bittet für die Finanzierung seiner Hilfsmaßnahmen um 
Spenden auf das Konto 502 Postgiroamt Stuttgart. 

Das Landeskirchenamt 
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Rabatt für Anmietungen 
bei der Firma interRent/Europcar 

Nr. 34394 Az. 14-12-2-6-1 Düsseldorf, 18. Januar 1990 

Die Firma interRent/Europcar gewährt allen Mitarbeitem der 
Evange.lischen Kirche im Rheinland auf alle rabattfähigen 
Auto-Anmietungen folgenden Rabatt: 

30 % auf alle Pkw~Anmietungen im Inland 
30 % auf alle Lkw-Anmietungen im Inland 
20 % auf alle Anmietungen in europäischen Ländern (exclusiv 

osteuropäische Länder) 

10 % auf alle Anmietungen in Kanada, USA, Afrika, mittlerer 
Osten, Pazifik und Lateinamerika 

10 % auf alle Wohnmobilmieten im Inland, wenn die besonde-
renZahlungsbedingungen eingehalten werden. 

Die erforderlichen Antragsformulare können bei interRent/Eu­
ropcar-Autovermietung, Abteilung M S 4 D 3, Tangstedter 
Landstraße 81 , 2000 Hamburg 62, beantragt werden. 

Unsere Verfügung vom 25. Juli 1986 (KABI. S. 174) geändert 
durch Verfügung vom 12. Dezember 1986 (KABI. 1987 S. 7) 
wird aufgehoben. 

Das Landeskirchenamt 

Personal- und sonstige Nachrichten 

Ordiniert: 

Pastorin im Hilfsdienst Uta Bar ni k 01- L übe ck am 21. Ja­
nuar 1990 in der Kirchengemeinde Atzbach. 

Pastor im Hilfsdienst Thomas Baut z am 24. Dezember 1989 
in der Kirchengemeinde Michaelshoven. 

Pastor im Hilfsdienst Stephan BI an k am 17.· Dezember 1989 
in der Kirchengemeinde Großenbaum-Rahm. 

Pastorin im Hilfsdienst Christiane von Boehn am 10. De­
zember 1989 in der Apostel-Kirchengemeinde Oberhausen­
Osterfeld. 

Pastor im Hilfsdienst Wolfgang G ra f am 10. Dezember 1989 
in der Kirchengemeinde Köln-Höhenberg-Vingst. 

Pastorin im Hilfsdienst Sabine Haag am 17. Dezember 1989 
in der Kirchengemeinde Siegburg. 

Pastorin im Hilfsdienst Birgit He n s c hel am 14. Januar 1990 
in der Kirchengemeinde Köln-Bickendorf. 

Pastor im Hilfsdienst Werner Ja c k e n am 28. Januar 1990 in 
der Vereinigten Evangelischen Kirchengemeinde Heckinghau­
sen. 

Pastor im Hilfsdienst Michael L übe c k am 21. Januar 1990 in 
der Kirchengemeinde Atzbach. 

Pastor im Hilfsdienst Axel Rademacher am 14. Januar 
1990 in der Kirchengemeinde Essen-Altstadt-Ost. 

Pastor im Hilfsdienst Martin Re i no I d s man n am 3. Dezem­
ber 1989 in der Kirchengemeinde Volberg. 

Pastor im Hilfsdienst Wilfried So m p I atz k i am 21. Januar 
1990 in der Kirchengemeinde Uedem. 

Pastor im Hilfsdienst Gernot Weh me i e r am 10. Dezember 
1989 in der Kirchengemeinde Düsseldorf-Benrath. 

Pastor im Hilfsdienst Jörg Wo I k e am 10. Dezember 1989 in 
der Kirchengemeinde Essen-Altstadt-Nord. 

Ordiniert als Predigthelfer: 

Predigthelferin Gabriele B r 0 s da, Kirchengemeinde Alden­
hoven, Kirchenkreis Jülich, am 10. Dezember 1989. 

Predigthelfer Wolfgang W i I k e, Philippus-Kirchengemeinde 
Köln-Raderthal, Kirchenkreis Köln-Süd, am 10. Dezember 
1989. 

Berufen/Pfarrstellen: 

Pfarrer Peter Sie bel zum Dozenten am Pädagogisch-Theo­
logischen Institut in Bonn-Bad Godesberg (1. DozentensteIle 
im Fachbereich Schulischer Unterricht). Gemeindeverzeichnis 
S.42. 

Reinhard Müll e r zum Pfarrer der Apostel-Kirchengemeinde 
Bonn-Tannenbusch, Kirchenkreis Bonn (2. Pfarrstelle). Ge­
meindeverzeichnis S. 144. 

Pastor im Hilfsdienst Karl-Ulrich B ü s c her zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde Erkrath, Kirchenkreis Mettmann (2. Pfarr­
stelle). Gemeindeverzeichnis S. 173. 

Pastorin im Hilfsdienst Almuth See ger zur Pfarrerin der Kir­
chengemeinde Duisburg-Wanheimerort, Kirchenkreis Duis­
burg-Süd, mit Wirkung vom 1. Februar 1990 (1. Pfarrstelle). 
Gemeindeverzeichnis S. 229. 

Pastor im Hilfsdienst Rolf See ger zum Pfarrer der Kirchen­
gemeinde Duisburg-Wanheimerort, Kirchenkreis Duisburg­
Süd, mit Wirkung vom 1. Februar 1990 (1. Pfarrstelle). Ge­
meindeverzeichnis S. 229. 

Pastor im Hilfsdienst Mario M e y e r zum Pfarrer der Anstalts­
kirchengemeinde beim Theodor-Fliedner-Werk, Kirchenkreis 
Duisburg-Süd. Erstmalige Besetzung der neuerrichteten 
3. Pfarrstelle. Gemeindeverzeichnis S. 230. 

Pastor im Hilfsdienst Hans-Georg Fa I k zum Pfarrer der Kir­
chengemeinde Adenau, Kirchenkreis Koblenz. Gemeindever­
zeichnis S. 325. 



Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 2 vom 27. Februar 1990 45 

Pfarrer Helmut Ruh rb erg, bisher in Köln-Lindenthal, zum 
Pfarrer des Stadtkirchenverbandes Köln (13. Pfarrstelle für das 
Sozialwerk). Gemeindeverzeichnis S. 339/347. 

Pfarrer Johannes Hau n zum Pfarrer der Anstalts-Kirchenge­
meinde bei der Stiftung Tannenhof, Kirchenkreis Lennep 
(2. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis S. 408. 

Pastor Joachim Nagel zum Pfarrer des Kirchenkreises Ott­
weiler (3. Pfarrstelle) für die Erteilung Ev. Religionslehre an Be­
rufsschulen. Erstmalige Besetzung der neuerrichteten3. kreis­
kirchlichen Pfarrstelle. Gemeindeverzeichnis S. 471. 

Pastor Ulrich Poil h e i m zum Pfarrer der Kirchengemeinde 
Leuscheid, Kirchenkreis An Sieg und Rhein. Gemeindever­
zeichnis S. 511. 

Berufen/Beamtenstellen: 

Kirchengemeinde-Amtmann Michael An ger m und von der 
Vereinigt-evangelischen Gemeinde Unterbarmen-Ost, Kir­
chenkreis Barmen, zum Kirchengemeinde-Amtsrat. 

Marlies Ba c h man n in das Kirchenbeamtenverhältnis auf 
Lebenszeit unter Emennung zur Dozentin am Pädagogisch­
Theologischen Institut in Bonn-Bad Godesberg (7. Dozenten­
stelle im Fachbereich Schulischer Unterricht). Gemeindever­
zeichnis S. 42. 

Kirchengemeinde-Amtsrat Karl-Heinz Balke von den Kir­
chengemeinden Königssteele zu Essen-Steele, Horst-Eiberg 
zu Essen-Steale und Freisenbruch zu Essen-Steele, Kirchen­
kreis Essen-Süd, zum Kirchengemeinde-Oberamtsrat. Ge­
meindeverzeichnis S. 274/275. 

Pastorin im Hilfsdienst Karla Dom n i n g in das Kirchenbeam­
tenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Sonder­
dienst und Einweisung in die beim Pädagogisch-Theologi­
schen Institut Bonn-Bad Godesberg eingerichtete Sonder­
dienststelle. 

Lehrerin im Angestelltenverhältnis Angelika Hag e r vom Diet­
rich-Bonhoeffer-Gymnasium in Hilden unter Ernennung zur 
Studienrätin für die Sekundarstufe 11 z. A. i. K. in ein Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Probe. 

Pastorin im Hilfsdienst Iris Ha n n e man n in das Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Son­
derdienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde Es­
sen-Schonnebeck, Kirchenkreis Essen-Nord, eingerichtete 
Sonderdienststelle. 

Verwaltungs-Angestellte Bärbel Heinrich vom Gemeinde­
verband Krefeld, Kirchenkreis Krefeld, in das Kirchenbeamten­
verhältnis auf Lebenszeit unter Ernennung zur Kirchenverwal­
tungs-Sekretärin. 

Studienrat LK. Winfried Katthagen vom Theodor-Fliedner­
Gymnasium in Düsseldorf-Kaiserswerth zum Oberstudienrat 
LK. 

Stadt-Inspektor Herbert K lei n in das Kirchenbeamtenver­
hältnis auf Lebenszeit unter Ernennung zum Kirchengemein­
de-Oberinspektor bei der Kirchengemeinde zu Düren, Kir­
chenkreis Jülich. 

Studienrätin z. A. i. K. Annagret L 0 c her vom Bodelschwingh­
Gymnasium in Herchen unter Ernennung zur Studienrätin i. K. 
in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit. 

Studienleiter Werner Lowin zum Landeskirchenrat im Kir­
chenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit. 

Lehrerin im Angestelltenverhältnis Karin PI ag gen bor g vom 
Dietrich-Bonhoeffer-Gymnasium in HUden unter Ernennung 
zur Studienrätin für die Sekundarstufe 11 z.A. i. K. in ein Kir­
chenbeamtenverhältnis auf Probe. 

Lehrerin im Angestelltenverhältnis Marlies Sc h I ich tin g vom 
Dietrich-Bonhoeffer-Gymnasium in Hilden unter Ernennung 
zur Studienrätin z. A. i. K. in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf 
Probe. 

Lehrer im Angestelltenverhältnis Bernd Ta ff an e k vom Diet­
rich-Bonhoeffer-Gymnasium in HUden unter Ernennung zum 
Studienrat z. A. i. K. in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe. 

Kirchenverwaltungs-Inspektor Friedhelm T he i dei vom Kir­
chenkreis Düsseldorf-Mettmann in das Kirchenbeamtenver­
hältnis auf Lebenszeit. 

Studienrat i.K. Manuel Wittazscheck vom Theodor-Flied­
ner-Gymnasium in Düsseldorf-Kaiserswerth zum Oberstu­
dienrati.K. 

Pastor im Hilfsdienst Andreas V 0 I k e - Pe i nein das Kirchen­
beamtenverhältnis auf Zeit unter Emennung zum Pastor im 
Sonderdienst und Einweisung in die bei der Kirchengemeinde 
Essen-Rellinghausen, Kirchenkreis Essen-Süd, eingerichtete 
Sonderdienststelle. 

Eintritt In den Wartestand: 

Pfarrerin Ulrike Pie t s c h man n, kreiskirchliche Pfarrstelle 
des Kirchenkreises An der Agger, mit Wirkung vom 25. Februar 
1990. Gemeindeverzeichnis S. 97. 

Entlassen aus dem Hilfsdienst: 

Pastor  auf eigenen Antrag zum 
1. Februar 1990. 

Pastorin Christa Will w ach e r auf eigenen Antrag wegen 
übernahme in den Dienst der Lippischen Landeskirche zum 
1. Januar 1990. 

Entlassen aus dem Dienst: 

Pastor im Sonderdienst Ulrich Poil h e i m zum 11. Februar 
1990. 

Kirchengemeinde-Amtmann Detlef B und es man n - B 0 e d­
dinghaus von der EV.-ref. Kirchengemeinde Wülfrath, Kir­
chenkreis Niederberg, auf eigenen Antrag zum 1. Februar 
1990. 

Versetzung in den Wartestand: 

Pfarrer Alexander Pe n i u k, Johanneskirchengemeinde Bonn­
Duisdorf, Kirchenkreis Bonn, mit Wirkung vom 1. Februar 
1990. Gemeindeverzeichnis S. XCV11I1145. 

Eintritt in den Ruhestand: 

Pfarrer Otfried Müll e r inBOnn; Friedenskir<:hengemeinde mit 
Wirkung vom 1. April 1990. Gemeindeverzeichnis S. 145. 
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Pfarrer Horst-Herbert G run d in Düsseldorf-Holthausen mit 
Wirkung vorn 1. März 1990. GemeindeverzeichnisS. 207. 

Kirchenverwaltungs-Amtsrätin IIse He yd e man n vom Stadt­
kirchenverbandEssen zum 1. März 1990. 

t 
,Du bist mein Gott! Meine Zeit steht in deinen Händen. 

Psalm 31,15,16 

Aus diesem Leben wurden abberufen: 

Superintendent i. R. Dr. Lic. Theodor Bar ne r am 
6. Januar 1990 In Saarbrücken, zuletzt Pfarrer in Bre­
bach, geboren am 5. November 1895 in Radevorm­
waid, ordiniert am 16. Dezember 1923 in Flammersfeld. 

Pfarrer i. R. Heinrich Ca s per s am 18. Januar 1990 in 
Willich,zuletzt Pfarrer im Kirchenkreis Duisburg-Süd, 
geboren am 22. Februar 1909 in Duisburg-Meiderich, 
ordiniert am 13. Oktober 1935 in Essen-Katemberg. 

Pfarrer LR. Wilhelm Kuhlen am 7. Januar 1990 in 
Duisburg, zuletzt Pfarrer in Obermeiderich,geboren am 
30. Oktober 1912 in Mönchengladbach-Odenkirchen, 
ordiniert am 3. Dezember 1939 in Oberwetz. 

Gemeindemissionarin Pastorin Erika Sc hk 0 m m 0-

da u am 16. November 1989 in Leverkusen, Pastorin in 
Haan, geboren am 17. April 1938 in Düsseldorf, ordi­
niert am 6. Februar 1972 in Amem. 

Errichtung von Pfarrstellen: 

Beim Kirchenkreis J ü I ich ist zum 1 . Januar 1990 eine weitere 
drittfinanzierte 5. kreiskirchliche Pfarrstelle für die Telefonseel­
sorge errichtet worden. Gemeindeverzeichnis S. 307. 

In der Kirchengemeinde E j c k, Kirchenkreis Moers, ist zum 
1. Januar 1990 eine weitere 2. Pfarrstelle errichtet worden. 
Gemeindeverzeichnis S. 425. 

Inder Kirchengemeinde Eh ran g, Kirchenkreis Trier, ist zum 
1. Januar 1 990 eine: weitere 3. Pfarrstelle errichtet worden. Ge­
meindeverzeichnis S.·546.· 

Aufhebung von Pfarrstellen: 

Die 6. Pfarrstelle für die Erteilung Ev. Religionslehre an Höhe­
ren Schulen der Kirchengemeinde 00 r mag e n, Kirchenkreis 
Gladbach, ist mit Wirkung vom 20. November 1989 aufgeho­
benworden. 

Die 6. Pfarrstelle für die Erteilung Ev. Religionslehre an Gym­
nasien der Kirchengemeinde G re v e n b r 0 ich, Kirchenkreis 
Gladbach,j~t mit Wirkung vom 13. November 1989 aufgeho­
ben worden. 

Die 3. und 7. kreiskirchliche Pfarrstelle des Kirchenkreises L e­
verkusen (Erteilung Ev. Religionslehre)werden mitWirkung 
vom 1. Februar 1990 aufgehoben. 

Zuordnung von Gemeindepfarrstellen : 

Die Zuordnung der Gemeindepfarrstellen der Vereinigt-Ev. 
Gemeinde U nt erb arm e n - Wes t, Kirchenkreis Barmen, 
wird geändert. Pfarrer Manfred Wa m s e r ist ab 1. Februar 
1990 Inhaber der 3. Pfarrstelle der Vereinigt-Ev. Gemeinde 
Unterbarmen-West, Kirchenkreis Barmen; Pfarrer Joachim 
o c hel ist ab 1. Februar 1990 Inhaber der 1. Pfarrstelle der 
Vereinigt-Ev. Gemeinde Unterbarmen-West, Kirchenkreis 
Barmen. 

Pfarrstellenausschreibungen : 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde R 0 e t gen, Kirchenkreis 
Aachen, ist zum 1. September 1990 durch das Presbyterium 
wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der Unions-Katechis­
mus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeich­
nis S. 91. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach 
Erscheinen dieses Amtsblattes an das Presbyterium über den 
Superintendenten des Kirchenkreises Aachen, Michaelstraße 
6/10, 5100 Aachen, zu richten. . 

Die 3. Pfarrstelle der Vereinigt-Ev. Kirchengemeinde Ge m a r­
ke in Wuppertal-Barmen, Kirchenkreis Barmen, ist zum 
1. April 1990 durch das Presbyterium wieder zu besetzen. In 
derGemeinde sind der Lutherische und der Heidelberger Kate­
chismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeindever­
zeichnis S. 127. Bewerbungen sind innerhalb von.drei Wochen 
nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das Presbyterium über 
den Superintendenten des Kirchenkreises Barmen, Zeug­
hausstraße 31 a, 5600 Wuppertal2, zu richten. 

Die 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Ha an, Kirchenkreis 
Düsseldorf-Mettmann, ist sofort durch das Presbyterium wie~ 
der zu besetzen. In der Gemeinde ist der Unierte Katechismus 
in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis 
S. 17 4. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach Er­
scheinen dieses Amtsblattes an das Presbyterium über den 
Superintendenten des Kirchenkreises Düsseldorf-Mettmann, 
Düsseldorfer Straße 31,4020 Mettmann, zu richten. 

Die 3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Cronenberg,Kir­
chenkreis Elberfeld, ist zum 1. Mai 1990 auf Vorschlag der 
Kirchenleitung wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der Lu­
therische Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe 
Gemeindeverzeichnis S. 234/235. Bewerbungen sind inner­
halb von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an 
das Landeskirchenamt, Hans-Bäckler-Straße 7, 4000 Düssel­
dorf 30, zu richten. 

Die Kirchengemeinde K 0 b I e n z - K a rt hau s e sucht zur 
Wiederbesetzung ihrer (ab 1. Februar 1990 freigegebenen) 
3. Pfarrstelle eine/n Pfarrer(in), da der bisherige Stelleninhaber 
aus gesundheitlichen Gründen ausscheidet. Denkbar wäre 
auch, daß sich ein Pfarrerehepaar die Stelle teilt. Unsere Ge­
meinde besteht seit 1966; umfaßt den Stadtteil Koblenz-Kart­
hause und die Außenorte Lay, Moselweiß und Waldeseh; hat 
knapp 5500 Gemeindeglieder (überwiegend Angehörige des 
öffentlichen Dienstes), die zu einem großen Teil Neubürger(in­
nen) aus allen Teilen Deutschlands sind; ist gegliedert in drei 
Pfarrbezirke,. die jeweils einen Teil der Karthause und einen 
Außenort umfassen; verfügt über ein modernes, vielseitig 
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nutzbares Gemeindezentrum mit Jugendzentrum und zwei 
Kindergärten; hat zwei Altenheime und eine Justizvollzugsan­
stalt zu betreuen: zur 3. Pfarrstelle gehören die Bezirke Altkart­
hause und Waldesch sowie die nebenamtliche seelsorgerliche 
Betreuung der Justizyollzugsanstalt. Sie finden in der Gemein­
de vor: eine Pfarrerin und einen Pfarrer (30 und 35 Jahre alt), 
eine Gemeindehelfer/n, einen Jugendleiter, weitere haupt- und 
nebenamtliche sowie einen großen Kreis von ehrenamtlichen 
Mitarbeitem(innen). Weitere Angaben siehe Gemeindever­
zeichnis S. 329, Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen 
nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das Presbyterium über 
den Superintendenten des Kirchenkreises Koblenz, Mainzer 
Straße 81, 5400 Koblenz, zu richten. Für weitere Auskünfte 
stehen Ihnen gerne zur Verfügung: Pfarrer Dröge, Gothaer 
Straße 21 ,Tel. (0261) 54625 oder Pfarrerin Rückert, Witten­
berger Straße 4, Tel. (0261) 57428, In 5400 Koblenz-Karthau­
se. 

Die 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Eie k, Kirchenkreis 
Moors, ist sofort erstmalig durch das Presbyterium zu beset­
zen. In der Gemeinde ist der Heidelberger Katechismus in Ge­
brauch. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 353. 
Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach Erschei­
nen dieses Amtsblattes an das Presbyterium der Kirchenge­
meinde Eick über den Superintendenten des Kirchenkreises 
Moers, Gabelsberger Straße 2,Postfach 1429, 4130 Moors 1, 
zu richten. 

Die 4. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Speldorf , Kirchen­
kreis An der Ruhr, ist sofort durch das Presbyterium wieder zu 
besetzen. Inder Gemeinde ist der Heidelberger Katechismus 
in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis 
S. 484. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach Er­
scheinen dieses Amtsblattes an das Presbyterium über den 
Superintendenten des Kirchenkreises An der Ruhr, Althofstra­
ße 4, 4330 Mülheim/Ruhr 1, zu richten. 

Die 2. Pfarrstelle des Kirchenkreises Si m m ern - T rar b ach 
(Erwachsenenbildung) ist sofort auf Vorschlag der Kirchenlei­
tung wieder zu besetzen. Weitere Angaben siehe Gemeinde­
verzeichnis S. 521. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wo­
chen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das landeskir­
chenamt, Hans-Bäckler-Straße 7, Postfach 320340, 4000 
Düsseldorf 30, zu richten. 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Neu e r kir c h - B i e­
be rn, Kirchenkreis Simmem-Trarbach, ist zum 1. Mai 1990 
durch Gemeindewahl wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist 
der Heidelberger Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben 
siehe Gemeindeverzeichnis S. 527. Bewerbungen sind inner­
halb von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an 
das Presbyterium über den Superintendenten des Kirchenkrei­
ses Simmern-Trarbach, Am Osterrech 5, 6544 Kirchberg, zu 
richten. 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Be r n k ast e I, Kirchen­
kreis Trier, ist sofort durch das Presbyterium wieder zu beset­
zen. In der Gemeinde ist der lutherische Katechismus mit Fra­
gen aus dem Heidelberger Katechismus in Gebrauch. Weitere 
Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 545. Bewerbungen 
sind innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amts­
blattes an das Presbyterium über den Superintendenten des 
Kirchenkreises Trier, Hauptstraße 10,5556 Mülheim/Mosel, zu 
richten. 

Die 3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Ehr a n g, Kirchen­
kreis Trier, istsofort erstmalig auf Vorschlag der Kirchenleitung 
zu besetzen. In der Gemeinde ist der lutherische Katechismus 

mit Fragen aus dem Heidelberger Katechismus in Gebrauch. 
Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 546. Bewer­
bungen sind innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen die­
ses Amtsblattes an das landeskirchenamt, Hans-Böckler" 
Straße 7, Postfach 320340, 4000 Düsseldorf 30, zu richten. 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde B r ü n e n, Kirchenkreis 
Wesei, ist zum 1. Juli 1990 durch Gemeindewahl wieder zu be­
setzen.lnder Gemeinde ist der Heidelberger Katechismus in 
Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis 
S. 565. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach Er­
scheinen dieses Amtsblattes an das Presbyterium über den 
Superintendenten des Kirchenkreises Wesei, Korbmacher­
straße 14, 4230 Wesel1, zu richten. 

Die luther-Kirchengemeinde Solingen suchtfürihre 
durch den plötzlichen Tod des Stelleninhabers freigewordene 
3. Pfarrstelle einen Pfarrer oder eine Pfarrerin. Das Presbyteri­
um und die Mitarbeiter erwarten Bewerber/Bewerberinnen, die 
engagiert an einem missionarischen Gemeindeaufbau mitar­
beiten wollen, und Freude daran haben, Menschen zu einem 
lebendigen Glauben an Jesus Christus einzuladen und sie zum 
Dienst in der Welt zuzurüsten. Neben den Gottesdiensten, den 
Amtshandlungen und der Seelsorge im Bezirk wird der Pfarrer/ 
die Pfarrerin für die Erwachsenenarbeit des 1. und des 3. Pfarr­
bezirks verantwortlich sein. Wir suchen daher Bewerber/Be­
werberinnen mit Amtserfahrung, die das 40. lebensjahr über­
schritten haben. Dem Pfarrer/der Pfarrerin werden neben den 
ehrenamtlichen Mitarbeitern eine Gemeindehelferin und die 
Gemeindeschwester zur Seite stehen. Die Verantwortung tür 
die Jugendarbeit beider Bezirke wird vom Pfarrer des 1. Be­
zirks wahrgenommen. Das PreSbyterium erwartet von beiden 
Pfarrern die Bereitschaft zu enger Zusammenarbeit. Auskünfte 
erteilen: Der stellv. Vorsitzende des Presbyteriums, N. Raeck, 
Roseggerstraße 34, 5650 Solingen 1, Telefon (0212) 81 5987 
und Pfr. K. Riesenbeck, Martin-luther-Straße 12, 5650 Solin­
gen 1, Telefon (0212) 15870. Bewerbungen richten Sie bitte 
innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblat­
tes an das Presbyterium der luther-Kirchengemeinde über 
den Superintendenten des Kirchenkreises Solingen, Pfarrer 
Günther, Kasernenstraße 23, 5650 Solingen 1 . 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Da b r in g hau sen ist 
wegen Pensionierung des jetzigen Pfarrstelleninhabers zum 
1. Juli 1990 durch das Presbyterium wieder zu besetzen. Ge­
sucht wird ein Nachfolger, dem biblisch missionarischer Ge­
meindeaufbau am Herzen liegt. Die Gemeinde hat 3200 Kir­
chenmitglieder und ist ein Ortsteil von Werrnelskirchen im 
Bergischen land. Bewerbungen werden baldigst erbeten an 
das Presbyterium über den Superintendenten des Kirchenkrei­
ses lennep, Talsperrenweg 8 in 5630 Remscheid 11. Für 
Rückfragen steht Kirchmeister Herbert Thomas, Telefon 
(021 93) 845, zur Verfügung. 

Die Kirchengemeinde H ös e I in 4030 Ratingen 6 sucht zum 
1. April 1990 eine(n) Pfarrerin/Pfarrer. Die Pfarrstelle wird auf 
Vorschlag der Kirchenleitung besetzt. In der Gemeinde ist der 
Heidelberger Katechismus in Gebrauch. Gemeindeverzeich­
nis S. 175. Hösel, ein Stadtteil Ratingens, ist ein bevorzugtes 
Wohngebiet in der Grünzone zwischen Düsseldorf und Essen 
mit einem breiten sozialen Spektrum und mit einem besonders 
hohen Anteil von Jugendlichen. In Hösel gibt es eine Grund­
schule, alle weiterführenden Schulen sind im Stadtgebiet Ra­
tingenvorhanden. Die Gemeinde zählt rund 3700 Gemeinde­
glieder, sie hat eine Pfarrstelle und eine zum 1. April 1990 ge­
nehmigte Sonderdienststelle, die aber erst nach erfolgter 
Pfarrwahl besetzt werden kann. Zur Kirchengemeinde gehört 
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ein 4gruppiger Kindergarten, eine Küster- und Hausmeister­
steIle, eine JugendleitersteIle, ein eigenes Gemeindeamt (1 3/4 

Stelle), zwei nebenberufliche Kirchenmusiker, eine ganztags 
beschäftigte Gemeindeschwester, die in die Ev. Diakooiean­
stalt Ratingen integriert ist. In der Gemeinde gibt es zahlreiche 
Kinder-, Jugend-, Erwachsenen-, Seniorenkreise. Die Ansprü­
che an Verkündigung und Seelsorge des(r) neuen Pfarrers 
(Pfarrerin) sind aufgrund der Unterschiede hinsichtlich der 
Ausbildung und der sozialen und beruflichen Positionen der 
Gemeindeglieder sehr unterschiedlich und mannigfaltig. Die 
große Zahl an haupt-, neben- und ehrenamtlichen Mitarbeitern 
stellt eine Herausforderung an die Fähigkeit zur Zusammenar­
beit und zur Integration in ein fruchtbar arbeitendes Team für 
den/die neue(n) Pfarrer/in dar. Bewerbungen sind zu richten 
an das Landeskirchenamt, Hans-Böckler-Straße 7, Postfach 
320340,4000 Düsseldorf 30. 

Stellenausschreibungen: 
(ohne Textverantwortung des Landeskirchenamtes) 

Die Kirchengemeinde Rh e y d t sucht zum baldmöglichen 
Zeitpunkt eine/n Mitarbeiter/in für das Gemeindeamt. Wir su­
chen eine/einen flexible/n Mitarbeiter/in, der/die gerne selb­
ständig arbeiten möchte und zu kollegialer Zusammenarbeit 
bereit ist. Zu den Aufgaben gehören im wesentlichen Grund­
stücks- und Liegenschaftsverwaltung und Bauangelegenhei­
ten. Die Stelle ist nach Bes.Gr. A 11 BBesG bewertet bzw. 
gleichwertig nach BAT-KF. Der/die Bewerber/in sollte die 
2. kirchliche Verwaltungsprüfung abgelegt haben; ADV­
Kenntnisse sind erwünscht. Bewerbungen mit den üblichen 
Unterlagen sind zu richten an den Vorsitzenden des Presby­
teriums der Ev. Kirchengemeinde Rheydt, Gracht 27, 4050 
Mönchengladbach 2. Weitere Auskünfte erteilt der Verwal­
tungsleiter, Herr DeuBen, unter Telefon (02166) 49043. 

In der Verwaltung des Kirchenkreises Sol i n gen ist die Stelle 
des Amtsleiters zum 1. Mai 1990 oder später neu zu besetzen. 
Die Stelle ist mit Besoldungsgruppe A 11 BBesG bzw. gleich­
wertig nach dem BAT-KF bewertet. Qualifizierte Bewerber/in­
nen mit der 2. kirchlichen Verwaltungsprüfung senden bitte ihre 
Bewerbung an Superintendent Günther, Kirchenkreis Solin­
gen, Postfach 101086, 5650 Solingen 1. 

In der Kirchengemeinde Du i s burg -I n ne n stad tist die A­
S tell e für Kirchenmusik an der Salvatorkirche zum 1. April 
1991 (gegebenenfalls früher) neu zu besetzen. Dem/der Kir­
chenmusiker(in) steht zur Ausübung seiner/ihrer Tätigkeit eine 
Hammer-Orgel mit Rößler Mensuren (64 Register) zur Verfü­
gung. Wir erwarten die Einbindung der kirchenmusikalischen 
Arbeit in das Gemeindeleben : reiche Gestaltung der Gottes­
dienste; Weiterführung der Kantoreiarbeit; Aufführung von 
größeren kirchenmusikalischen Werken; Förderung des Nach­
wuchses durch Aufbau von entsprechenden Kreisen (z. B. Kin­
derchor,lnstrumentalkreis). Ein ausführliches Stellen profil 
kann beim Ev. Gemeindeamt, Kuhlenwall 46/48, 4100 Duis­
burg 1, Telefon (0203) 29598-12, angefordert werden. Telefo­
nische Anfragen an den Vorsitzenden des Presbyteriums Pfr. 
Ulrich Ehinger, Telefon (0203) 313244. Die Vergütung erfolgt 
nach BAT-KF.lnteressenten reichen bitte die Bewerbungsun­
terlagen bis zum 30. April 1990 bei der oben genannten Adres­
seein. 

Die Kirchengemeinde Kettwig sucht zum nächstmöglichen 
Termineine(n) Gemeindeamtsleiter(in) -(A 11/BAT­
KF IVa). Kettwig ist eine Gemeinde mit ca. 9500 Gemeinde­
gliedern in 4· Pfarrbezirken, landschaftlich reizvoll im Essener 

Süden gelegen. Die Verwaltung betreut 3 Kindergärten, 1 Ju­
gendheim, 1 Altenheim, 1 Friedhof und ca. 75 haupt- und ne­
benamtliche Mitarbeiter. Die Buchführung erfolgt mit Hilfe der 
EDV, die Personalabrechnungen über die Zentrale Gehaltsab­
rechnungssteIle der Landeskirche in Düsseldorf. Ein(e) Bewer­
ber{in) findet eine interessante, vielseitige Tätigkeit mit großem 
Entfaltungsspielraum, ein gut ausgestattetes Gemeindeamt 
mit eingespieltem Team und ein aufgeschlossenes, bewegli­
ches Presbyterium. Wir suchen eine(n) engagierte(n) und koo­
perative(n) Mitarbeiter{in), möglichst mit der Prüfung tür den 
gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienst. Die Stelle ist nach 
A 11 LBO bzw. BAT-KF IVa bewertet und kann mit einem Be­
amten oder Angestellten besetzt werden. Bewerbungen sind 
zu richten an das Presbyterium der Ev. Kirchengemeinde Kett­
wig, HauptstraBe 83,4300 Essen 18. Auskünfte erteilt Frau Dr. 
Mostert-Schnicks, Telefon (02054) 83910. 

Die A-Kirchenmusikerstelle an der Antoniterkir­
c hein K öl n ist zum 1. August 1990 neu zu besetzen. Die äl­
teste evangelische Kirche im Zentrum Kölns (Fußgängerzone) 
hat eine langjährige musikalische Tradition (Stunde der Kir­
chenmusik, Sommerliche Orgelmusiken, Kantatengottesdien­
ste, die Organisationstalent erfordern), die fortgeführt werden 
soll. Neben den üblichen Gottesdiensten und Kasualien sind 
die 1o-Minuten-Andachten, montags bis freitags 18.00 Uhr, zu 
versorgen. Neben traditioneller Kirchenmusik möchten wir mo­
dernes Uedgut pflegen. Die Kirche hat eine Peter-Orgel von 
1967,111/36. Die Vergütung erfolgt nach BAT, Dienstwohnung 
ist vorhanden. Bewerbungen werden erbeten an den Vorsit­
zenden des Presbyteriums der Ev. Gemeinde Kölo, Antoniter­
straße 14-16, 5000 Köln 1. 

Die Kirchengemeinde M ü I h e i m /R uhr-Altstadt sucht 
zum nächstmöglichen Termin eine(n) hauptamtliche(n) 
J u gen d mit a r bei t e r ( in) mit pädagogisch-theologischer 
Ausbildung (Diakon/in, Sozialpädagoge/in, Religionspädago­
ge/in). Die Vergütung erfolgt nach BAT-KF. Bei der Woh­
nungssuche sind wir behilflich. Bewerbungen sind zu richten 
an das Presbyterium der Ev. Kirchengemeinde Mülheim/Ruhr­
Altstadt, Althofstraße 9, 4330 Mülheim a. d. Ruhr. 

Die Kirchengemeinde Nie der k ass e I sucht zum baldmögli­
chen Zeitpunkt je eine(n) evangelische(n) Gemeindeschwe­
ster/-pfleger (38,5 bzw. 20 Wochenstunden) mit abgeschlos­
sener Ausbildung als Krankenschwester/-pfleger zum Aufbau 
eines mobilen, sozialen Hilfsdienstes mit Kranken- und Alten­
pflege. Zu den Aufgaben gehören: Pflege und Beratung der 
Kranken und Hilfsbedürftigen (Grund- und Behandlungspfle­
ge); Medizinische und seelsorgerliche Betreuung alter, allein­
stehender und kranker Gemeindeglieder; Beratung derAnge­
hörigen; Aufbau einer Nachbarschaftshilfe. Wir sehen diese 
diakonischen Aufgaben als wichtigen Bestandteil der gesam­
ten Gemeindearbeit an. Daher soll diese Tätigkeit in enger, 
vertrauensvoller und partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit 
den Gemeindepfarrern und den haupt- und ehrenamtlichen 
Mitarbeitern(innen) geschehen. Ein engagierter Diakonie-Aus­
schuß wird Sie zusätzlich unterstützen. Die Vergütung erfolgt 
nach BAT -KF. Ein eigener Pkw und Führerschein Klasse 3 sind 
erwünscht. Weitere Informationen geben Ihnen gerne Frau 
Seck, Telefon (02208) 8561 und Pfarrer Kreikebaum, Telefon 
(02208) 4592. Ihre aussagefähige Bewerbung richten Sie bitte 
umgehend an das Presbyterium der Ev. Kirchengemeinde Nie­
derkassel, OberstraBe 205, 5216 Niederkassel 6. 

Für unsere Kinder und Jugendlichen suchen wir, die Kirchen­
gemeinden Kirn und Slmmern und Dhaun, eine(n)evan­
gelische(n) gemeindeverbundene(n) und kontaktfreudige(n) 
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Jugendmitarbeiterfm zum nächstmäglichen Zeitpunkt. Sie/Er 
soll eigenverantwortlich, in partnerschaftlicher Zusammenar­
beit mit den übrigen Mitarbeiterinnen der Gemeinde, den 
Dienst versehen. Als Arbeitsschwerpunkte stellen wir uns vor: 
Durchführung von gemeindenaher Kinder- und Jugendarbeit 
(Kinder- und Jugendgruppen, CVJM, Projekte etc.); Aufbau ei­
ner offenen Arbeit für Kinder und Jugendliche, die von der 
Gruppenarbeit nicht erreicht werden; Gewinnung und Heran­
bildung ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen ; Planung und Durch­
führung von Freizeiten. Die Presbyterien und Mitarbeiter unse­
rer Gemeinden sind neuen Ideen gegenüber aufgeschlossen. 
Wir bieten Vergütung nach BAT-KF entsprechend der Vorbil­
dung. Bei der Beschaffung einer geeigneten Wohnung sind wir 
behilflich. Nähere Informationen gibt Ihnen Pastor Arnold Lö­
wenbrück, Schulstraße 10, 6570 Kirn, Telefon (06752) 2549. 
Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen richten Sie bitte 
bis zum 15. März 1990 an die Evangelische Kirchengemeinde 
Kirn, Hedwigsgärten 2, 6570 Kirn, Telefon (06752) 3081. 

Beim Gemeindeamt der Kirchengemeinden 0 h I i g s und 
Me r sc h eid in Solingen-Ohligs wird zum 1. September 1990 
die Stelle einer/eines Sachbearbeiters(in} und VertretersNer­
treterin des Amtsleiters frei. Es handelt sich um eine Stelle des 
gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienstes, die mit A 11 LBO 
bzw. BAT -KF IVa bewertet ist. Gesucht wird ein(e) erfahrene(r) 
und verantwortungsbewußte(r) Mitarbeiter(in) mit 2. Verwal­
tungsprüfung, die/der verantwortlich und selbständig einen 
Aufgabenbereich wahrnehmen kann. Bei der Wohnungsbe­
schaffung sind wir behilflich. Das Gemeindeamt führt die Ver­
waltungsgeschäfte für 2 Kirchengemeinden mit ca. 14000 Ge­
meindegliedern, 6 Gemeinde- und 1 Krankenhauspfarrstelle, 
6 Kindergärten und 2 Friedhöfen. Weitere Auskünfte erteilt der 
Gemeindeamtsleiter Herr Gutberiet, Telefon (0212) 330067. 
Schriftliche Bewerbungen sind an das Presbyterium der Ev. 
Kirchengemeinde Ohligs, Mankhauser Straße 13, 5650 Solin­
gen 11, zu richten. 

Die Heilig-Geist-Kirchengemeinde Wetzlar im Kir­
chenkreis Wetzlar sucht zum frühestmöglichen Termin eine/n 
Gemeindehelfer/in. Schwerpunkt: Kinder- und Jugend­
arbeit bzw. Arbeit mit jungen Erwachsenen. Wir setzen ent­
sprechende Ausbildung voraus. Erfahrungen sind für uns wün­
schenswert. Wir erwarten: gemeindebezogene Arbeit, bibli­
sche Orientierung, methodische Offenheit, gute Kooperation 
mit beiden Gemeindepfarrern und den übrigen Mitarbeitern; 
Mitarbeit im Kindergottesdienst, Freizeiten, Mitarbeitergewin­
nung und -zurüstung, offene Veranstaltungen. Weitere Aufga­
ben werden nach Neigung und besonderen Fähigkeiten ver­
einbart. Die Arbeit geschieht in bzw. für zwei Pfarrbezirke(n) 
(zusammen 3400 Gemeindeglieder). Entsprechende Jugend­
räume sind vorhanden in den Zentren. Gemeindeeigene Woh­
nung ist vorhanden. Die Vergütung erfolgt nach BAT -KF. Wenn 
Sie an dieser Aufgabe interessiert sind, vereinbaren wir mit Ih­
nen gerne ein Gespräch. Anfragen und Bewerbungen richten 
Sie bitte bis spätestens 15. März 1990 an das Presbyterium, 
z. Hd. Pfarrer E.-U. Küppers, Berliner Ring 4a, 6330 Wetzlar, 
Telefon (06441) 53352. 

Die Kirchengemeinde Köln-Kalk sucht zum 1. Juli 1990 
einen hauptamtlichen Küster und Hausmeister. Wir 
suchen einen einsatzbereiten Mitarbeiter, der eine innere Be­
ziehung zur Kirche und zum Gottesdienst hat; handwerkliche 
Fähigkeiten mitbringt; Hausmeistertätigkeiten übernimmt. Die 
Vergütung erfolgt nach BAT-KF. Eine Dienstwohnung ist vor­
handen. Das Presbyterium kann sich auch die Bewerbung von 
einem Ehepaar vorstellen, mit der Aufteilung in Küstertätigkeit 
einerseits und hausmeisterlichen Tätigkeiten andererseits. 

Ihre schriftliche Bewerbung erbitten wir an das Presbyterium 
der Evangelischen Kirchengemeinde Köln-Kalk (Ev. Verwal­
tungsamt, Adalbertstraße 18-24, 5000 Köln 91). Telefonische 
Auskünfte erteilt Ihnen unser Verwaltungsamt, Telefon (0221) 
872023 sowie der Vorsitzende des Presbyteriums, Pfarrer 
Classen, Telefon (0221) 864859. 

Literaturhinweise 

Das Archiv der Evangelischen Kirche im Rheiniand erhält im­
mer wieder Veröffentlichungen, meist der Gemeinden, mit der 
Bitte um Besprechung im Amtsblatt. Aus redaktionellen und 
personellen Gründen kann diesen Bitten leider nur in Ausnah­
men entsprochen werden. Daher sollen in Zukunft die beim Ar­
chiv eingehenden Titel über die lokale und regionale rheinische 
Kirchengeschichte im Amtsblatt angezeigt werden. In diesem 
Zusammenhang bitten wir die Gemeinden und andere Heraus­
geber besonders von Festschriften, ein Exemplar an das Ar­
chiv der Evangelischen Kirche im Rheinland, Hans-Böckler­
Straße 7, 4000 Düsseldorf 30, zu senden. 

Johann Baptist Metz und Peter Rottländer (Herausg.): 
Lateinamerika und Europa; Dialog der Theologen. 170 S., 
brosch., DM 22,80 ("Forum politische Theologie", Nr. 8), Mün­
chen und Mainz 1988. 

PaulGerhard Schoenborn (Herausg.): Kirche der Armen; 
Basisgemeinden und Befreiung, 320 S., brosch., DM 18,80, 
neue Ausgabe Wuppertal1989. 

Christen in Lateinamerika, unter ihnen Hochschullehrer eben­
so wie Vertreter des (katholischen) kirchlichen Lehramtes, 
haben in den letzten Jahrzehnten Anfragen und Einsichten for­
muliert, die als "Theologie der Befreiung" in der Ökumene von 
sich reden machen. Kollegen aus Westeuropa haben das Ge­
spräch mit ihnen aufgenommen, sowohl was die biblischen 
Grundlagen als auch was die Einbeziehung von Faktoren in die 
Analyse und die Urteilsbildung anbelangt, die der "klassi­
schen" abendländischen Theologie fremd ist. Der Band, den 
Metz und Rottländer herausgegeben haben, dokumentiert Tei­
le des europäisch-lateinamerikanischen Dialogs, den die Uni­
versität Münster im Herbst 1987 als Kongreß organisiert hatte 
und der die Theoriediskussion (vor allem Boff und Gutierrez) 
ebenso berührte wie Probleme der Gemeindebildung (Scan­
none, Almeida Cunha, Dussel, dazu die deutschen Beiträge 
vor allem von Kaufmann und Steinkamp). Indem das Jahr 1992 
uns mit dem Rückblick auf die fünfhundert jährige Kolonisie­
rungs- und Befreiungsgeschichte Lateinamerikas konfrontiert, 
gibt es uns die Chance, aus den Anfragen der Christen dieses 
Kontinents auch herauszuhören, was uns veranlaßt, uns ge­
genüber der "Befreiung aus den gottlosen Bindungen dieser 
Welt zu freiem, dankbarem Dienst an Gottes Geschöpfen" 
(Barmen 1934, These 2) so reserviert zu verhalten, wie das aus 
zahlreichen Warnungen und Mahnungen der letzten Jahre 
klang. 

Die Gemeinden, deren Leben die "Theologie der Befreiung" 
ihre Entstehung verdankt, kommen in der Sammlung zu Wort, 
die P. G. Schoenborn herausgegeben hat: aus den letzten 
zehn Jahren, aus fast allen Ländern des Subkontinents, aus 
verschiedenen Kirchen finden wir Zeugnisse des Glaubens, 
der Hoffnung, der Anfechtung, der Klage. Predigten und ande­
re Auslegungen der Heiligen Schrift, aktuelle Stellungnahmen, 
Ansprachen, Lieder, Gebete, liturgische Stücke helfen uns, 
uns im gottesdienstlichen Alltag der Basisgemeinden zurecht­
zufinden (und zu erkennen, wie vermessen es wäre, sich in den 
Lebensverhältnissen der Bundesrepublik ebenfalls "Basisge-
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meinde" zu nennen). Ein ausführliches Inhaltsverzeichnis cha­
rakterisiert die über70einzelnen Stücke und erleichtert es, mit 
dem Buch zu arbeiten. 

Dr. Ako Haarbeck (Herausg.): Reden vom Glauben; 120 
S., brosch., DM 9,95, Aussaat- und Schriftenmissions-Verlag, 
Neukirchen-Vluyn. 

Ernst-Friedrich Buddeberg: Ernst Buddeberg: ein Le­
ben aus Glauben. Bad Liebenzell; Verlag der Liebenzeller 
Mission, 1989.54 S. 

Juden in Heckinghausen: Dokumente zum Thema: Juden­
verfolgung unter den Augen der Gemeinde. Hrsg. im Auftrag 
des Presbyteriums der Vereinigten Evangelischen Kirchenge­
meinde Heckinghausen vom Arbeitskreis "Juden in Hecking­
hausen". Wuppertal, 1989,22 S. 

Juden in und um Hohensolms: ein Katalog zur Ausstellung 
der Evangelischen Kirchengemeinde Hohensolms ... Zsgest. 
und bearb. von Erco von Dietze. Hohensolms, 1989. 96 S. 

Festschrift anläßlich der Einweihung der Emmanuelkirche zu 
Köln-Rondorf. Im Auftrag des Presbyteriums der Evangeli­
schen Kirchengemeinde Rondorf, hrsg. von Thomas Hübner. 
Köln, 1988. 163 S. 

Herbert Aufderheide, (u. a.): Geschichte des Kirch­
spiels Urbach; einWesterwälder Heimatbuch. Im Auftrag der 
Kirchspielsvertretung Urbach. Urbach, 1987.456 S. 

Horst F. Rupp : Fr. A. W. Diesterweg;Pädagoglk und Poli­
tik. Göttingen; Muster-Schmidt-Verlag, 1989. 115 S. (Persön­
lichkeit und Geschichte; 135/136). 

Michael Ko n rad, (Hrsg.): Theorie und Praxis in der Leh­
rerausbildung; Festschrift für Ulrich Freyhoff. Dortmund, in­
stitut für Schulentwicklungsforschung, 1988. 310 S. (IFS­
Werkheft; 29). Mit einem Bericht Diesterwegs über seine Reise 
zum Lehrerseminar Trier (u. a.) 1829. 

Monatshefte für Evangelische Kirchengeschichte des Rhein­
landes, 37/38.1988/89. Köln: Rheinland-Verlag. Mit den Vor­
trägen des Caspar Olevian-Jubiläums; Gesangbuchgeschich­
te; Kirchenkampf-Tagung: HermannKlugkist Hesse, "Eutha­
nasie" und Sterilisation, Reformierter Bund. 

Caspar Olevian (1536 -1587): ein evangelisch-reformierter 
Theologe aus Trier; Studien und Vorträge anläßlich des 400. 
Todesjahres. Sonderdruck aus Monatshefte für Evangelische 
Kirchengeschichte des Rheinlandes, Jg. 1988/89. 362 S. 

Eisbeth Lohbeck: Andreas Bräm (1797 - 1882) - ein 
Wegbereiter der Diakonie im Rheinland und Gründer des Neu­
kirchener Erziehungsvereins. Köln: Rheinland-Verlag, 1989. 
XII, 392 S. (Schriftenreihe des Vereins für Rheinische Kirchen­
geschichte; 94). 

Berichtigung zum KABI.1/1990 

Auf Seite 4 § 6 Abs. 1 der Ausführungsbestimmungen über die 
Gleichstellung anderer Ausbildungen mit der Ersten oder Zwei­
ten kirchlichen VerwaltungspfÜfung (Gleichstellungsbestim­
mungen) muß es richtig heißen: Verwaltungsprüfungen, die in 
der Evangelischen Kirche von Westfalen abgelegt wurden, gei­
ten als Prüfungen nach § 1 Abs. 1 BUchstabe a), wenn sie nach 
Ausbildungs- und Prüfungsordnungen abgelegt wurden, die 
vor dem 1. Mai 1988 gegolten haben. 

Angebot 

Positiv zu verkaufen. Die Kirchengemeinde Mülheim/Ruhr­
Altstadt bietet ein Orgelpositiv zum Kauf an: 6 Register (Ged. 8, 
Rohrfl. 4, Prinz. 2, Siff. 11/3, Terzcymbelll-III, TrichterregaI8), 
Ped. angeh., Klais 1953, H 295 x B195 x T 95175, überholung 
erforderlich. VB: 18000,-DM. Besichtigung auf Anfrage: Tele­
fon (0208) 383074 oder (0208) 3003-131 ,Mülheima.d. Ruhr. 
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deskirchenaml, Hans-Böckler-Straße 7, 4000 Düsseldorf 
30. Fernruf: 0211145620. Bank für Kirche und Diakonie 
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